
Wertermittlung von kontaminierten 
 Flächen im Spannungsfeld der  

Bauleitplanung
Eine Arbeitshilfe für Planer, Wertermittler und Investoren

Landesanstalt für Umwelt, Messungen und 
Naturschutz Baden-Württemberg

Altlasten und Grund-
wasserschadensfälle 41



Wertermittlung von kontaminierten 
 Flächen im Spannungsfeld der  

Bauleitplanung
Eine Arbeitshilfe für Planer, Wertermittler und Investoren



Wertermittlung von kontaminierten 
 Flächen im Spannungsfeld der  

Bauleitplanung
Eine Arbeitshilfe für Planer, Wertermittler und Investoren

Landesanstalt für Umwelt, Messungen und
Naturschutz Baden-Württemberg



Herausgeber	 LUBW Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz Baden-Württemberg 

Postfach 10 01 63, 76231 Karlsruhe 

www.lubw.baden-wuerttemberg.de

Bearbeitung	 LUBW 

	 Referat 44 – Altlasten, Schadensfälle

	 Dr. Rolf Hahn, Frieder Kern

	 Auf der Grundlage einer Studie der Arbeitsgemeinschaft Roth-Crocoll

	 Ingenieurbüro Roth & Partner GmbH, Jürgen Lehmann

	 76133 Karlsruhe, Hans-Sachs-Straße 9

	 Crocoll Consult GmbH, Ralf Crocoll

	 75015 Bretten, Max-von-Laue-Straße 58

	 Mit fachtechnischer Beratung durch einen projektbegleitenden Arbeitskreis:

	 Helmut Krug, LUBW

	 Manfred Lehle, LUBW

	 Prof. Dr. Jörg Menzel, Landratsamt Karlsruhe

	 und durch Reinhard Unger, Sachverständiger für Grundstücksbewertungen, Stuttgart

Redaktion	 LUBW 

	 Referat 44 – Altlasten, Schadensfälle

Gestaltung	 zwo2.de -Mike Rossmanith und Marcus Levin

Bezug	 Die Broschüre ist für 11,00 EUR erhältlich bei der Verlagsauslieferung der LUBW  

JVA Mannheim – Druckerei 

Herzogenriedstraße 111, 68169 Mannheim 

Telefax 0621/398-370 

E-Mail bibliothek@lubw.bwl.de 

sowie als Download unter www.lubw.baden-wuerttemberg.de

ISBN	 1437-0158

ISBN	 978-3-88251-331-8

Druck	 September 2008, 1. Auflage

	 SchwaGeDruck

	 Kutschenweg 2, 76287 Rheinstetten-Forchheim

	 gedruckt auf Recyclingpapier

Bildnachweis Titelseite	 Landeshauptstadt Stuttgart, Amt für Stadtplanung und Stadterneuerung

Nachdruck – auch auszugsweise – ist nur mit Zustimmung des Herausgebers unter Quellenangabe und 

Überlassung von Belegexemplaren gestattet.

IMPRESSUM



Vorwort	 9

 

Zusammenfassung	 11

 

Teil 1: Rechtsgrundlagen und Grundzüge der Altlastenbearbeitung	 13

1	 Rechtsgrundlagen	 13

1.1	 Umweltrecht	 13

1.2	 Altlasten‑ und Bodenrecht	 13

	 1.2.1  Überblick	 13

	 1.2.2  Wichtige Begriffe	 13

	 1.2.3  Sanierungsziele und ‑umfang	 14

	 1.2.4  Grundsätze der Bewertung	 14

	 1.2.5  Pflicht für Maßnahmen	 15

	 1.2.6  Grenzen der Haftung	 15

1.3	 Wasserrecht	 16

1.4	 Chemikalienrecht und Baurecht	 16

1.5	 Arbeits- und Gesundheitsschutz	 17

1.6	 Kreislaufwirtschaft- und Abfallgesetz	 17

1.7	 Empfehlungen für Eigentümer und Investoren	 17

2	 Grundzüge der Altlastenbearbeitung	 18

2.1	 Stufen der Bearbeitung und Erkenntniszugewinn	 18

2.2	 Gefahrenerkennung, ‑bewertung und ‑abwehr	 19

2.3	 Folgerungen für Pflichtige und Investoren	 20

Teil 2: Grundlagen der Wertermittlung	 22

1	 Ziele der Wertermittlung	 22

1.1	 Verkehrswert	 22

1.2	 Beleihungswert	 22

1.3	 Versicherungswert	 23

1.4	 Subjektiver Wert	 23

1.5	 Schlussfolgerungen für Auftraggeber von Wertermittlungen	 23

2	 Ermittlung der Wertminderung durch Schadstoffbelastungen	 23

2.1	 Schadstoffbedingte Wertminderung im eingeführten Wertermittlungsverfahren	 23

2.2	 Sachverhaltsermittlung	 24

2.3	 Wertung von Eintragungen im Bodenschutz‑ und Altlastenkataster	 25

2.4	 Vorgehensweise bei Gebäudeschadstoffen	 27

2.5	 Umgang mit Unsicherheiten	 28

2.6	 Bezug von Kosten auf den Wertermittlungsstichtag	 29

2.7	 Merkantiler Minderwert	 30

3.	 Beispiele für schadstoffbedingte Wertabzüge	 30

3.1	 Bodenkontamination	 31

3.2	 Boden- und Grundwasserkontamination	 32

3.3	 Langfristige Überwachung	 33

3.4	 Entsorgungsmehraufwand	 33

INHALTSVERZEICHNIS



Teil3  SCHADSTOFFBELASTETE FLÄCHEN UND BAULEITPLANUNG	 34

1	 Spannungsfeld zwischen Zielen der künftigen Nutzung und altlastbedingter Gefahrenabwehr	 34

1.1	 Altlasten in der Bauleitplanung	 34

1.2	 Altlasten bei Einzelbauvorhaben	 36

2	 Berücksichtigung von Schadstoffbelastungen in der Bauleitplanung und bei Einzelbauvorhaben	 37

2.1	 Bauleitplanung	 37

	 2.1.1  Umweltgesichtspunkte	 37

	 2.1.2  Abstimmung der planerischen Ziele und Vorgaben unter Altlastgesichtspunkten	 37

	 2.1.3  Abwägung im Rahmen des Verfahrens	 40

2.2	 Einzelbauvorhaben	 40

2.3	 Flächenrecyclinggebiete	 41

3	 Beispiel für die Wertermittlung eines schadstoffbelasteten Grundstücks im Hinblick auf die  

	 künftige Nutzung	 42

3.1	 Situation	 42

3.2	 Ermittlung der schadstoffbedingten Wertminderung	 42

3.3	 Alternativenvergleich	 44

Anhang 1  GESETZE UND VERORDNUNGEN (AUSWAHL) 	 45

 
Anhang 2  LITERATURHINWEISE UND INTERNET-LINKS 	 48

 

Anhang 3  BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 	 54

Abbildungsverzeichnis

	 Abbildung 1:   Übersicht über die stufenweise systematische Altlastenbearbeitung in  

	                      Baden-Württemberg stark vereinfacht (Erläuterungen im Text)	 19

	 Abbildung 2:   Oberflächennahe Schadstoffbelastung des Untergrunds mit Gefahr für  

 	                      spielende Kinder und  Nutzpflanzen	 20

	 Abbildung 3:   Tiefliegende Schadstoffbelastung des Untergrunds mit Gefahr für die  	    	

                               Grundwasserbeschaffenheit	 20

	 Abbildung 4:   Tiefliegende Schadstoffbelastung des Untergrunds ohne Gefahren für  

	                      Bewohner und Schutzgüter	 21

	 Abbildung 5:   Schadstoffdiffusion in Gebäude mit Gefahr für Bewohner durch belastete  

 	                      Atemluft	 21

	 Abbildung 6:   Grundwasserkontamination durch grundwasseroberstromigen Verursacher	 21

	 Abbildung 7:   Einige typische Beispiele für Gebäudeschadstoffe	 27

	 Abbildung 8:   Grundsätzlicher Verlauf der altlast  und risikobedingten Wertabzüge in den  

 	                      Stufen der systematischen Altlastenbearbeitung. (Erläuterungen siehe Text)	 29

	 Abbildung 9:   Beispiel für die Änderung des Bodenwerts bei verschiedenen Nutzungen, die sich  

 	                      hinsichtlich ihrer Empfindlichkeit gegenüber Schadstoffbelastungen unterscheiden	 37

	 Abbildung 10: Die wesentlichen Bearbeitungsstufen bei der Aufstellung von Bebauungsplänen  

  	                      entsprechend den Vorschriften des BauGB [MENZEL 2007]	 39

	 Abbildung 11:  Lageplan des schadstoffbelasteten Bewertungsobjekts	 42

 
 
 



TabellenVerzeichnis

	 Tabelle 1:  Altlastbedingte Wertminderungen von ausgewählten Beispielen in Abhängigkeit  

 	                von den Stufen der Altlastenbearbeitung.	 26

	 Tabelle 2  Durchführung der Wertermittlung und Alternativenbetrachtung am Beispiel einer  

 	                oberflächennahen Bodenkontamination	 31

	 Tabelle 3:  Durchführung der Wertermittlung am Beispiel der langfristigen Sicherung einer  

                         Boden- und Grundwasserkontamination	 32

	 Tabelle 4:  Durchführung der Wertermittlung am Beispiel der langfristigen Überwachung  

                         einer Schadstoffkontamination	 33

	 Tabelle 5:  Durchführung der Wertermittlung bei Entsorgungsmehraufwand	 33

	 Tabelle 6:  Chancen und Hemmnisse von Gewerbe- und Industriebrachen für die  

                         Kommunalentwicklung	 35

	 Tabelle 7:  Chancen und Risiken oder Nachteile von Gewerbe- und Industriebrachen  

                         gegenüber unbelasteten Flächen für Eigentümer, potenzielle Nutzer und Investoren	 36

	 Tabelle 8:  Prinzipielle Vorgehensweise bei der Ermittlung der schadstoffbedingten  

                         Wertminderung dargestellt an einem Beispiel für Sanierungsvariante A	 43

	 Tabelle 9:  Prinzipielle Vorgehensweise bei der Ermittlung der schadstoffbedingten  

                         Wertminderung dargestellt an einem Beispiel für Sanierungsvariante B	 44





Die Landesregierung hat sich im Umweltplan 2007 zum Ziel gesetzt, das Flächenrecycling zu intensivieren. Unter ande-

rem sollen „alle Entwicklungshemmnisse für die Wiedernutzung von Brach- und Konversionsflächen sukzessive abge-

baut werden“. Ein wichtiges Hemmnis für die Wiedernutzung solcher Flächen war in der Vergangenheit die unsichere 

Prognose der altlastbedingten Mehraufwendungen, mit denen immer bei Standorten gerechnet werden muss, bei denen 

Schadstoffbelastungen in Bausubstanz oder Untergrund als Folge der früheren industriellen oder gewerblichen Nutzung 

zu vermuten oder tatsächlich vorhanden sind. 

In vorliegender Arbeitshilfe werden die Vorgehensweise und wichtige Grundsätze bei der Wertermittlung kontaminier-

ter Flächen aufgezeigt. Damit werden die finanziellen Auswirkungen von altlastbedingten Schadstoffbelastungen besser 

kalkulierbar. Ein häufig vorgebrachter Einwand gegen die Wiedernutzung solcher Standorte (Flächenrecycling) soll 

damit entkräftet werden.  

Die Erfahrungen der Vergangenheit zeigen auch, dass die Kosten altlastbedingter Sanierungsmaßnahmen von der Art 

der künftigen Nutzung mitbestimmt werden. So sind die altlastbedingten Schutzmaßnahmen bei empfindlichen Nut-

zungen in der Regel aufwändiger und kostspieliger als bei unempfindlichen Nutzungen. Es ist daher zweckmäßig, bei 

der Festlegung der künftigen Nutzung ebenso wie bei der Planung eines Einzelprojekts die Altlastensituation in die 

planerischen Überlegungen mit einzubeziehen. Insbesondere sollten schon bei der Festlegung von künftigen Nutzungen 

in Flächennutzungs- und Bebauungsplänen erste Kostenbetrachtungen durch die planende Stelle angestellt werden. 

Bei der Planung von Folgenutzungen sind vielfältige Aspekte zu beachten. Mitunter ergeben sich Zielkonflikte, die 

nur durch enges und kooperatives Zusammenwirken von Sachverständigen unterschiedlichster Fachrichtungen gelöst 

werden können. In der Vergangenheit wurde dieses Zusammenwirken erschwert, weil viele Beteiligte zu wenig mit 

Denkweise, Grundwissen und Zielen der anderen Parteien vertraut waren. Deshalb ist ein weiteres wichtiges Ziel dieser 

Arbeitshilfe die Förderung der Zusammenarbeit von Sachverständigen unterschiedlichster Fachdisziplinen durch Erläu-

terung grundlegender Ziele, Begriffe und Vorgehensweisen. 

Im Sinne der Lesbarkeit und Verständlichkeit mussten mitunter Vereinfachungen bei der Darstellung von Sachverhalten 

vorgenommen werden. Keinesfalls kann diese Schrift die eingeführten Standardwerke der Flächenplanung, Wertermitt-

lung oder Altlastenbearbeitung ersetzen, auf die im Literaturverzeichnis hingewiesen wird.

Vorwort





Eine sichere Wertermittlung von bebauten und unbebau-

ten Grundstücken ist eine wichtige Grundlage bei Preis-

verhandlungen, der Beurteilung der Wirtschaftlichkeit von 

Investitionsvorhaben oder der Beleihungsfähigkeit von 

Flächen, sowie bei der Bemessung von Steuern oder der 

Umlage von Gebühren und Kosten in Bau- oder Stadter-

neuerungsgebieten. Dafür stehen erfahrene Gutachter und 

umfangreiche Literatur zur Verfügung. 

Schwierig und risikobehaftet gestaltet sich die Werter-

mittlung bei altlastverdächtigen oder schadstoffbelaste-

ten Grundstücken. In der Literatur wird dieses Thema 

bisher weitgehend allgemein abgehandelt ohne konkrete 

Lösungsempfehlungen. Deshalb werden Schadstoffbelas-

tungen bei der Wertermittlung häufig nicht oder unan-

gemessen berücksichtigt und die ermittelten Werte sind 

wenig belastbar. 

Die unsichere Wertermittlung bei altlastverdächtigen oder 

schadstoffbelasteten Flächen ist für Käufer, Verkäufer, 

Investoren, Kreditinstitute und Behörden gleicherma-

ßen unbefriedigend, führte sie doch dazu, dass derartige 

Standorte vom Grundstücksmarkt faktisch ausgeschlossen 

wurden und keinen Marktwert besitzen. Dies hat nicht 

nur finanzielle Nachteile für die betroffenen Eigentü-

mer, sondern beeinträchtigt darüber hinaus die weitere 

Entwicklung einzelner Siedlungsgebiete. Dabei können 

schadstoffbelastete Flächen bei realistischer Einschätzung 

der Gegebenheiten und geeigneten Vorkehrungen durch-

aus gewinnbringend wieder- oder umgenutzt werden, wie 

zahlreiche gelungene Beispiele der Vergangenheit zeigen. 

Damit kann ein bedeutender Beitrag zur Reduktion des 

Flächenverbrauchs geleistet werden.

Die Arbeitshilfe möchte zu einer realistischen Einschät-

zung des Werts von altlastverdächtigen oder schadstoff-

belasteten Flächen beitragen. Sie enthält Regeln und 

Empfehlungen für eine zuverlässige und nachvollziehbare 

Wertermittlung. In schwierigen Fällen sollten dafür spezi-

elle Sachverständige für Altlastenbearbeitung hinzugezo-

gen werden.  

Sanierungsmaßnahmen an schadstoffbelasteten Standor-

ten orientieren sich an der Art der künftigen Nutzung. 

Einzelne Nutzungsarten sind unterschiedlich empfindlich 

gegen Schadstoffbelastungen und erfordern unterschied-

liche Schutz- und Abwehrmaßnahmen, die sich in ihren 

Kosten beträchtlich unterscheiden. Erhebliche Kosten 

lassen sich einsparen, wenn die künftige Nutzungsart an 

die vorhandene Schadstoffsituation angepasst wird. Dies 

sollte bei der Entwicklung von städtebaulichen Nutzungs-

konzepten sowie bei der Planung von baulichen Anlagen 

berücksichtigt werden. 

Angesichts der Vielzahl von Gesichtspunkten und Kriteri-

en bei der Wieder- oder Umnutzung schadstoffbelasteter 

Flächen sind einfache Rezepte oder Regeln zur Vorge-

hensweise bei der Planung nicht möglich. Statt dessen 

wird eine stufenweise Vorgehensweise empfohlen, bei der 

eine unter gesellschaftlichen, ökologischen und ökonomi-

schen Aspekten optimierte Lösung durch Vergleich und 

stufenweise Anpassung von unterschiedlichen Nutzungs-

szenarien an spezifische Bedürfnisse und Zielvorstellungen 

iterativ gefunden wird. Dies setzt eine vertrauensvolle und 

kooperative Zusammenarbeit zwischen allen am Planungs-

prozess Beteiligten, wie Städteplaner, Sachverständige für 

Wertermittlung und Altlastenbearbeitung, Investoren und 

Behörden voraus. 

Die Förderung und Unterstützung der Zusammenarbeit 

von Sachverständigen unterschiedlichster Fachdisziplinen 

bei der Entwicklung von Folgenutzungen für schadstoff-

belastete Flächen ist ein weiteres wichtiges Ziel dieser 

Arbeitshilfe. Sie erläutert grundlegende Ziele, Begriffe und 

Vorgehensweisen der beteiligten Fachdisziplinen.

Der Wert eines Grundstücks hängt auch vom jeweiligen 

subjektiven Blickwinkel des Einzelnen im Hinblick auf    

bestimmte Wertvorstellungen oder planerische Zielvor-

stellungen ab.
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Die dargestellten Überlegungen und Empfehlungen kön-

nen nicht nur bei der Ermittlung des Verkehrswerts, des 

Beleihungswerts oder des „subjektiven Werts“ angewendet 

werden, sondern auch 

bei Überlegungen zur Bestimmung eines angemes-��

senen Wertausgleichs nach § 25 BBodSchG  oder 

im Rahmen der Zumutbarkeitsprüfung von Maß- ��

nahmen zur altlastbedingten Gefahrenerkennung und 

-abwehr nach § 4 Abs. 3 oder Abs. 5 BBodSchG.

Teil 1 der Arbeitshilfe beschreibt die Rechtsgrundlagen 

und die Ziele von Maßnahmen. Er erläutert die Zustän-

digkeit, die Pflichtigkeit sowie die Grenzen der Haftung 

für Grundstücks- und Gebäudeschadstoffe. Die Grund-

züge der Altlastenbearbeitung und Ableitung möglicher 

Maßnahmen zur Gefahrenabwehr werden an einfachen 

Beispielen erläutert. 

Teil 2  der Arbeitshilfe beschreibt allgemeine Ziele und 

gesetzliche Grundlagen der Wertermittlung von bebauten 

und unbebauten Flächen. Dabei liegt der Schwerpunkt 

der Ausführungen auf der Ermittlung des Verkehrswerts 

nach BauGB.

Der letzte Teil 3 befasst sich mit dem Umgang von Alt-

lasten in der Bauleitplanung und bei der Realisierung 

konkreter Investitionsvorhaben. Es wird insbesondere die 

Abhängigkeit der schadstoffbedingten Wertminderung 

von der Art künftiger Nutzungen aufgezeigt. Ein Beispiel 

zeigt die Vorgehensweise an einem schadstoffbelasteten 

Standort.
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1 	 Rechtsgrundlagen 

Durch sorglosen Umgang mit Produktions- oder Be-

triebsstoffen in der Vergangenheit kam es bei vielen 

Gewerbe- und Industriebetrieben zu Kontaminationen 

des Untergrunds, des Grundwassers oder der Bausubstanz 

mit sog. Umweltschadstoffen. Je nach Betrachtung werden 

dafür Begriffe wie schädliche Bodenveränderung, Altlast, 

schädliche Bausubstanz, Schadstoffbelastung oder Schad-

stoffkontamination verwendet. 

Sofern nicht ausdrücklich eingeschränkt steht hier der 

Begriff „Schadstoffbelastung“ für Altlasten und schädliche 

Bodenveränderungen nach BBodSchG und umfasst außer-

dem kontaminierte Bausubstanz. 

Der Begriff „Schadstoffbelastung“ entspricht dem Begriff 

„ökologische Last“, wie er in einer Arbeitshilfe des Ingeni-

eurtechnischen Verbands Altlasten [ITVA 2006] definiert 

ist und betrifft die Wirkungen von lokalen Nutzungen im 

wertrelevanten Geltungsbereich von Umweltschutzgeset-

zen, insbesondere BBodSchG, BBodSchV, KrW-/AbfG, 

WHG, BImSchG. 

Die Abwehr von Gefahren und Nachteilen oder die Be-

seitigung von Schadstoffbelastungen kann - wie „leidvolle“ 

Erfahrungen der Vergangenheit zeigen - für den Pflichtigen 

kostspielig werden. Sie muss bei der Ermittlung des Werts 

eines Grundstücks als „schadstoffbedingte“ Wertminde-

rung im Interesse von Eigentümern, Betroffenen, Kaufin-

teressenten oder Kreditgebern berücksichtigt werden. 

Eine Wertermittlung mit dem Vermerk „ohne Berücksich-

tigung von Altlasten“ ist unqualifiziert, da sie die reale 

Situation unvollständig berücksichtigt.

1.1	 Umweltrecht    	   

Den allgemeinen rechtlichen Rahmen für die Bewertung 

und Sanierung von Altlasten bildet das Umweltrecht. 

Seit 1994 ist der Natur- und Umweltschutz in § 20a GG 

verankert. Das Umweltrecht ist kein scharf abgegrenztes 

Rechtsgebiet, sondern umfasst zahlreiche Bundes- und 

Teil 1 : 	 Rechtsgrundlagen und Grundzüge der 			 
		  Altlastenbearbeitung 

Landesgesetze, ergänzt durch Verordnungen, Verwaltungs-

vorschriften, Richtlinien und Normen. Die in diesem Zu-

sammenhang wichtigen Regelungen werden nachfolgend 

erläutert.

1.2 	 Altlasten und Bodenrecht 

1.2.1	Üb erblick

Mit dem Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) und 

der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung  

(BBodSchV) stehen seit 1998 bzw. 1999 erstmals bundes-

weit geltende Vorgaben zur Untersuchung, Bewertung 

und Sanierung von Boden- und Grundwasserverunrei-

nigungen zur Verfügung, die durch das Landes-Boden-

schutz- und Altlastengesetz (LBodSchAG) von 2004 für 

Baden-Württemberg ergänzt wurden. Sie werden kon-

kretisiert durch Veröffentlichungen vor allem der Bund-/

Länderarbeitsgemeinschaft Boden (LABO), der Bund-

Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA), der LUBW 

Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz 

Baden-Württemberg und vor dem 01.01.2006 der Landes-

anstalt für Umweltschutz Baden-Württemberg (LfU).  

Das BBodSchG beschreibt vor allem Ziele, Pflichten und 

Zuständigkeiten für den Schutz des Bodens sowie die Be-

handlung von Altlasten. In der BBodSchV sind insbeson-

dere Art und Umfang von Maßnahmen zur Untersuchung, 

Bewertung und Sanierung definiert. 

1.2.2	 Wichtige Bergriffe

Das BBodSchG und die BBodSchV definieren im Zusam-

menhang mit der Wertermittlung wichtige Begriffe.

Schädliche Bodenveränderungen sind Beeinträchtigungen 

der Bodenfunktionen, die geeignet sind, Gefahren, erheb-

liche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für den 

Einzelnen oder die Allgemeinheit herbeizuführen.

Altlasten sind

stillgelegte Abfallbeseitigungsanlagen sowie ��

sonstige Grundstücke, auf denen Abfälle behandelt, 

gelagert oder abgelagert worden sind (Altablagerun-

gen), und 
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Grundstücke stillgelegter Anlagen und sonstige ��

Grundstücke, auf denen mit umweltgefährdenden 

Stoffen umgegangen worden ist (Altstandorte), ausge-

nommen Anlagen, deren Stilllegung einer Genehmi-

gung nach dem Atomgesetz bedarf, 

durch die schädliche Bodenveränderungen oder sonstige 

Gefahren für den Einzelnen oder die Allgemeinheit her-

vorgerufen werden.

Altlastverdächtige Flächen sind Altablagerungen und Alt-

standorte, bei denen der Verdacht schädlicher Bodenver-

änderungen oder sonstiger Gefahren für den Einzelnen 

oder die Allgemeinheit besteht. 

Sanierungen sind Maßnahmen:

zur Beseitigung oder Verminderung der Schadstoffe ��

(Dekontaminationsmaßnahmen),

die eine Ausbreitung der Schadstoffe langfristig ver-��

hindern oder vermindern, ohne die Schadstoffe zu 

beseitigen (Sicherungsmaßnahmen), 

zur Beseitigung oder Verminderung schädlicher Ver-��

änderungen der physikalischen, chemischen oder 

biologischen Beschaffenheit des Bodens.

Schutz- und Beschränkungsmaßnahmen sind sonstige 

Maßnahmen, die Gefahren, erhebliche Nachteile oder 

erhebliche Belästigungen für den Einzelnen oder die 

Allgemeinheit verhindern oder vermindern, insbesondere 

Nutzungsbeschränkungen.

Wirkungspfad ist der Weg eines Schadstoffes von der 

Schadstoffquelle bis zu dem Ort einer möglichen Wirkung 

auf ein Schutzgut.

1.2.3	 Sanierungsziele und -Umfang

Aus § 4 BBodSchG ergibt sich die grundsätzliche Pflicht 

zur Sanierung von schädlichen Bodenveränderungen und 

Altlasten sowie von daraus entstandenen Gewässerverun-

reinigungen. 

Nach § 4 Abs. 5 BBodSchG sind Schäden, die nach dem 

01.03.1999 erstmalig im unbelasteten Boden eingetreten 

sind, unter Berücksichtigung der Verhältnismäßigkeit zu 

beseitigen (Vorsorgegrundsatz). 

Dagegen sind Schäden, die vor dem 01.03.1999 eingetreten 

sind, ebenfalls unter Berücksichtigung der Verhältnismä-

ßigkeit so zu sanieren (dekontaminieren oder sichern), 

dass dauerhaft keine Gefahren, erhebliche Nachteile oder 

erhebliche Belästigungen für den Einzelnen oder die All-

gemeinheit entstehen (Nachsorgegrundsatz). 

Dieser gefahrenbezogene Ansatz orientiert sich abgesehen 

von Gewässerverunreinigungen an der tatsächlichen oder 

planungsrechtlich zulässigen Nutzung oder Prägung des 

Gebietes. Damit wird der Handlungsbedarf von der Art 

der bestehenden oder künftigen Nutzung abhängig. 

Vorsorge- und Nachsorgegrundsatz können unterschied-

liche Maßnahmen erfordern, die sich in ihren Kosten 

beträchtlich unterscheiden können. Für die Art und den 

Umfang der Schadensbeseitigung ist deshalb auch der 

Zeitpunkt für das Entstehen des Schadens wichtig.

Allgemeine Sanierungszielwerte sind im Bodenschutz- 

beziehungsweise Wasserrecht nicht definiert; die vorlie-

genden Prüfwerte zur Bewertung der Situation stellen in 

der Regel keine Sanierungszielwerte dar. Dadurch sind 

einzelfallbezogene Lösungen unter Berücksichtigung der 

Verhältnismäßigkeit nach pflichtgemäßem Ermessen der 

Behörde möglich.

1.2.4	 Grundsätze der Bewertung

Die Bewertung der Gefährlichkeit von Schadstoffkonta-

minationen in Untergrund und Grundwasser erfolgt in 

Baden-Württemberg durch die untere Bodenschutz- und 

Altlastenbehörde der Stadt- und Landkreise. 

Die Grundlagen der Bewertung sind in der BBodSchV ge-

regelt. Diese werden in der Gemeinsamen Verwaltungsvor-

schrift über Orientierungswerte für die Bearbeitung von 

Altlasten und Schadensfällen (VwV OW) weiter erläutert. 

Diese Verwaltungsvorschrift ist zwar in Folge Zeitablauf 

außer Kraft getreten. Es bestehen jedoch keine Einwände 

dagegen, sich an ihr weiterhin zu orientieren, soweit ihr 

Regelungsgehalt nicht geltenden Gesetzen oder Verord-

nungen widerspricht. Die Bewertung erfolgt im Hinblick 

auf die relevanten Wirkungspfade und stellt außer für 

Grundwasser  auf die aktuelle Nutzung ab. 
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1.2.5	 Pflicht für MaSSnahmen

Nach § 4 BBodSchG zählen folgende Personen zu den 

Pflichtigen für Maßnahmen bei Altlasten und schädlichen 

Bodenveränderungen:

der Verursacher,��

der Gesamtrechtsnachfolger des Verursachers,��

der Grundstückseigentümer,��

der frühere Grundstückseigentümer (falls das Eigen-��

tum nach dem 01.03.1999 übertragen wurde und er die 

Kontamination oder Altlasten gekannt hat oder ken-

nen musste und bei Erwerb nicht gutgläubig war),

der Eigentümer, der ein Grundstück aufgibt,��

derjenige, der aus handelsrechtlichem oder gesell-��

schaftlichem Rechtsgrund für juristische Personen 

einzustehen hat, denen ein Grundstück mit einer  

Schadstoffbelastung gehört.

Bei der Auswahl des heranzuziehenden Sanierungspflich-

tigen wird die Behörde so entscheiden, dass eine effektive 

Gefahrenabwehr erfolgt. Eine Rangfolge, beispielsweise 

entsprechend obiger Aufzählung, ist gesetzlich nicht vor-

gesehen.

Ein herangezogener Grundstückseigentümer (Zustands-

störer) hat nach § 24 BBodSchG einen Ausgleichsanspruch 

gegenüber dem Verursacher, jedoch nicht gegenüber ande-

ren Zustandsstörern. Dieser Anspruch besteht jedoch nur, 

soweit nicht andere Vereinbarungen wie Gewährleistungs- 

oder Freistellungsklauseln im Kaufvertrag getroffen wer-

den. Dennoch kann ein Verkäufer unter Umständen trotz 

Berücksichtigung einer schadstoffbedingten Wertminde-

rung im Kaufpreis als Sanierungspflichtiger herangezogen 

werden. Erwirbt ein Käufer ein Grundstück, für das der 

Verkäufer die Kosten für die Behandlung altlastbedingter 

Kontaminationen verspricht, ist gegebenenfalls eine finan-

zielle Absicherung sinnvoll.

In bestimmten Fällen steht die Behörde selbst in der 

Pflicht. Beispielsweise soll sie bei Vorliegen von Anhalts-

punkten für eine schädliche Bodenveränderung oder 

Altlast den Sachverhalt durch eine orientierende Unter-

suchung (OU) selbst ermitteln (Amtsermittlung nach § 9 

Abs. 1 BBodSchG). Es besteht allerdings kein Anspruch 

auf eine zeitnahe Durchführung dieser Untersuchung. 

Die Ergebnisse der behördlichen Untersuchung und Be-

wertung werden dem Grundstückseigentümer mitgeteilt. 

Haben sich konkrete Anhaltspunkte für den hinreichen-

den Verdacht einer schädlichen Bodenveränderung oder 

Altlast ergeben, kann die Behörde die notwendigen Unter-

suchungen zur Gefährdungsabschätzung gegenüber dem 

Pflichtigen anordnen (§ 9 Abs. 2 BBodSchG). Umfang und 

Durchführung der orientierenden Untersuchung sind in 

„Die Amtsermittlung bei altlastverdächtigen Flächen nach 

§ 9 Abs. 1 BBodSchG“ [LfU 2005] beschrieben. 

Unabhängig von der Amtsermittlungspflicht der Behörde 

(vgl. Kap. 2.2.4) kann es sinnvoll sein, dass Grundstücksei-

gentümer oder Kaufinteressenten eigene Untersuchungen 

veranlassen, um Kenntnisse über eine mögliche Bela-

stungssituation zu erhalten. 

Gründe für eigene oder zusätzliche Untersuchungen zur 

Amtsermittlung können sein:

Die Ergebnisse der Amtsermittlung liegen nicht recht-��

zeitig vor. 

Die Ergebnisse der Amtsermittlung sind für die spezi-��

ellen Zwecke von Eigentümern oder Investoren nicht 

ausreichend, beispielsweise als Grundlage für fundier-

te Kostenschätzungen. 

Es wird empfohlen, eigene Untersuchungen mit der 

Bodenschutz- und Altlastenbehörde abzustimmen, um 

kostenträchtige und zeitverzögernde Nachuntersuchungen 

möglichst zu vermeiden. 

Für offenkundige Anhaltspunkte auf schädliche Bodenver-

änderungen oder Altlasten besteht eine Meldepflicht bei 

den zuständigen Altlasten  und Bodenschutzbehörden.1 

_________________________________
1 Nach § 3 Abs. 1 LBodSchAG sind der Verursacher ei-
ner schädlichen Bodenveränderung oder Altlast, dessen 
Gesamtrechtsnachfolger, der Grundstückseigentümer und 
der Inhaber der tatsächlichen Gewalt über ein Grund-
stück verpflichtet, offenkundige Anhaltspunkte dafür, dass 
eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast vorliegt, 
unverzüglich der zuständigen Bodenschutz- und Altla-
stenbehörde mitzuteilen. Schadensgutachter, Sachverstän-
dige und Untersuchungsstellen, die im Auftragsverhältnis 
zu den genannten Personen stehen, haben Anhaltspunkte 
auf schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten unver-
züglich mitzuteilen. Nach § 17 Abs. 1 LBodSchAG handelt 
u. a. ordnungswidrig und kann mit Bußgeld belegt wer-
den, wer diese Mitteilung nicht oder nicht unverzüglich 
erstattet.
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1.2.6	 Grenzen der haftung

Die Begrenzung der Inanspruchnahme des Grundstück-

seigentümers als Zustandsstörer wurde im Beschluss des 

Bundesverfassungsgerichtes vom 16.02.2000 (1 BvR 242/91, 

315/99; NJW 2000, 1369) erstmals konkretisiert. Das Gericht 

hat bestimmt, dass der Zustandstörer nicht unbegrenzt zur 

Schadensbeseitigung herangezogen werden kann,  sondern 

dass die Zumutbarkeit zu beachten ist. Als wesentlicher 

Anknüpfungspunkt für die Zumutbarkeitsprüfung hat 

das Gericht den Verkehrswert des sanierten Grundstücks 

gesehen. Die Grenze der Zumutbarkeit kann auch unter-

halb des Verkehrswertes liegen, beispielsweise wenn das 

Grundstück das wesentliche Vermögen des Eigentümers 

darstellt. Auf der anderen Seite ist eine Inanspruchnahme 

auch über den Verkehrswert hinaus grundsätzlich zulässig, 

soweit nicht das gesamte Vermögen des Eigentümers be-

ansprucht wird.  Des Weiteren wird auch auf das Umwelt-

schadensgesetz (USchadG) verwiesen, das die Haftung für 

Umweltschäden regelt. Dieses Gesetz findet Anwendung, 

soweit Rechtsvorschriften des Bundes oder der Länder die 

Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden nicht nä-

her bestimmen oder in ihren Anforderungen diesem Ge-

setz nicht entsprechen. Rechtsvorschriften mit weiterge-

henden Anforderungen bleiben unberührt (§ 1 USchadG).  

In Bezug auf den Boden ist nach § 2 Nr. 1c USchadG ein 

Umweltschaden eine Beeinträchtigung der Bodenfunktio-

nen im Sinne des § 2 Abs.2 BBodSchG, die durch eine 

direkte oder indirekte Einbringung von Stoffen, Zuberei-

tungen, Organismen oder Mikroorganismen auf, in oder 

unter den Boden hervorgerufen wurde und Gefahren für 

die menschliche Gesundheit verursacht.

1.3	 Wasserrecht

Ziele, Pflichtigkeit und Zuständigkeiten für Maßnahmen 

zum Schutz des Grundwassers ergeben sich aus dem 

Wasserhaushaltsgesetz des Bundes (WHG) und dem 

Wassergesetz des Landes Baden-Württemberg (WG). Sie 

werden konkretisiert durch die in Abschnitt 1.2.4 erwähn-

te VwV OW, die zwar wegen Zeitablaufs außer Kraft 

getreten ist, jedoch weiterhin angewendet werden kann, 

soweit sie nicht geltenden Gesetzen oder Verordnungen 

widerspricht. Konkretisierungen finden sich auch in den 

Empfehlungen der Bund-/Länderarbeitsgemeinschaft Was-

ser (LAWA). 

Die Bewertung von Gefahren für das Grundwasser durch 

Bodenverunreinigungen berücksichtigt nicht nur bereits 

eingetretene Grundwasserbelastungen, sondern durch ei-

ne Sickerwasserprognose auch zukünftig zu erwartende 

Schadstoffeinträge. 

1.4	 Chemikalienrecht und Baurecht

Chemikalien  und Baurecht gewinnen besondere Bedeu-

tung bei Sanierung, Umbau oder Abbruch älterer Bauten 

bis in die 70-er Jahre. Gebäude können konstruktionsbe-

dingt schadstoffbelastet sein durch Baumaterialien, Imprä-

gnierungen, Klebemittel, Beschichtungen oder Anstriche. 

Wichtige und kostenträchtige Schadstoffe in diesem Zu-

sammenhang sind: 

Asbest, ��

künstliche Mineralfasern, ��

Holzschutzmittel,��

Schädlingsbekämpfungsmittel,��

Pentachlorphenol (PCP), ��

Lindan,��

DDT,��

polychlorierte Biphenyle (PCB),��

Formaldehyd,��

polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe (PAK), ��

Schimmelpilze und Keime. ��

Ferner können sie belastet sein durch Betriebs- und Pro-

duktionsmittel, wie:

Mineralöl,��

Schwermetalle,��

leichtflüchtige chlorierte Kohlenwasserstoffe (CKW), ��

polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe (PAK),��

Cyanide. ��

Bei Abfallablagerungen bestimmter Branchen, wie Ger-

bereien, Tierkörperbeseitigungsanstalten, Abdeckereinen, 

muss auch mit Infektionsgefahr, z. B. durch noch aktive 

Milzbrandsporen, gerechnet werden. 

Allgemeine rechtliche Grundlage im Zusammenhang mit 

kontaminierter Bodensubstanz bilden die EU-Verordnung 

zur Registrierung, Bewertung, Zulassung und Beschrän-

kung chemischer Stoffe (REACH), das Chemikaliengesetz 
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(ChemG) und die Gefahrstoffverordnung (GefStoffV). 

Mit Gefahrstoffen in Bauten befassen sich beispielsweise 

[ARGEBAU 1995, 1997a und 1997b], [LfU 2001], [BauAka-

demie 2006] oder [ZWIENER 1996, 2006].

Beim Abbruch von baulichen Einrichtungen muss sach-

kundig vorgegangen werden, um Schadstoffverschleppun-

gen (Sekundärkontaminationen) und Gesundheitsrisiken 

für Beschäftige und Anwohner zu vermeiden. Die dadurch 

entstehenden Mehrkosten können Relevanz für die Wert-

bestimmung haben. Hinweise zur sachgerechten Planung 

enthält die Schrift „Abbruchplanung“ [LUBW 2006]. 

1.5	 Arbeits- und Gesundheitsschutz

Arbeiten in schadstoffbelasteten Bereichen erfordern be-

sondere Maßnahmen zum Arbeits- und Gesundheits-

schutz, die kostenrelevant sein können. 

Den gesetzlichen Rahmen bildet das Arbeitsschutzgesetz 

(ArbSchG) und die Betriebssicherheitsverordnung (Be-

trSichV). Sie regeln die Pflichten des Arbeitgebers sowie 

die Rechte und Pflichten der Beschäftigten. 

Der Stand der sicherheitstechnischen, arbeitsmedizini-

schen, hygienischen sowie arbeitswissenschaftlichen An-

forderungen an Gefahrstoffe hinsichtlich Inverkehrbringen 

und Umgang ist in den vom Bundesministerium für Arbeit 

und Soziales veröffentlichten „Technischen Regeln für 

Gefahrstoffe“ (TRGS) dargestellt. Von besonderer Wich-

tigkeit ist in diesem Zusammenhang die Technische Regel 

„Sanierung und Arbeiten in kontaminierten Bereichen“ 

[TRGS 524]. Weitere Technische Regeln befassen sich bei-

spielsweise mit Asbest [TRGS 519], Faserstäuben [TRGS 

521] und  Teer [TRGS 551]. 

Der Arbeitsschutz fällt in die Zuständigkeit der Gewer-

beaufsicht, die nach der Verwaltungsreform von 2005 in 

Baden-Württemberg der unteren Verwaltungsbehörde 

bei den Land  und Stadtkreisen oder der höheren Verwal-

tungsbehörde bei den Regierungspräsidien zugeordnet ist, 

sowie der Berufsgenossenschaften. In diesem Zusammen-

hang wird auf die Sicherheitsregel „Kontaminierte Berei-

che“ [BGR 128] und die Handlungsanleitung „Gesund-

heitsgefährdungen durch biologische Arbeitsstoffe bei der 

Gebäudesanierung“ [BGI 858] der Berufsgenossenschaft 

der Bauwirtschaft BG BAU verwiesen. 

Den Schutz der Bevölkerung vor schädlichen Immissio-

nen, soweit sie im Zusammenhang mit der Errichtung und 

dem Betrieb von Anlagen, dem Herstellen, Inverkehr-

bringen und Einführen von Anlagen, Brennstoffen und 

Treibstoffen usw. (vgl. dazu im Einzelnen § 2 Abs. 1 des 

Bundesimmissionsschutzgesetzes – BImSchG i.d.F. der Be-

kanntmachung vom 26.09.2002 (BGBl. I S. 3830)) stehen, 

nehmen die Immissionsschutzbehörden, im Übrigen die 

Gesundheitsbehörden wahr.

1.6	 Kreislaufwirtschaft und Abfallgesetz

Im Zuge von Sanierungen, Umbau  oder Abbrucharbeiten 

können - wie in Kap. 1.4 erwähnt - schadstoffbelastete 

Baumaterialien, Imprägnierungen oder Anstriche anfallen. 

Ebenso kann bei Eingriffen in den Untergrund schadstoff-

belasteter Erdaushub entstehen. Die Behandlung und 

schadlose Beseitigung dieser Stoffe ist im Kreislaufwirt-

schafts- und Abfallgesetz (KrW-/AbfG) sowie in nach-

geordneten Verordnungen und Regelwerken geregelt.  

Erwähnt seien in diesem Zusammenhang: die „Anforde-

rungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen 

Abfällen“ [LAGA 2004], die Handlungshilfe „Abbruch von 

Wohn- und Verwaltungsgebäuden“ [LfU 2001], die „Hand-

lungshilfe für Entscheidungen über die Ablagerbarkeit 

von PAK , MKW , BTXE , LHKW-, PCB-, PCDD/F- und 

herbizidhaltiger Abfälle“ [UVM 2003], die Verwaltungs-

vorschrift „Verwertung von als Abfall eingestuftem Boden-

material [UM 2007] und die „Richtlinie für die Bewertung 

und Sanierung PCB-belasteter Baustoffe und Bauteile in 

Gebäuden“ [MBW 1996]. Dadurch können gegenüber 

unbelasteten Materialien kostenrelevante Mehraufwen-

dungen entstehen.

1.7	 Empfehlungen für Eigentümer und 		

	Inv erstoren

Die Gefahrenabwehr oder Sanierung von Schadstoffbela-

stungen in Boden, Grundwasser oder Gebäuden können 

den Wert eines Grundstücks erheblich mindern. 

Die Pflicht zur Gefahrenabwehr kann bei Eigentumswech-

sel auf den neuen Eigentümer übergehen, auch wenn er 

selbst nicht Verursacher ist. Aus diesem Grund ist es wich-

tig, solche „Hinterlassenschaften der früheren Nutzung“ 
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bei Kaufverhandlungen zu bedenken und sich erforderli-

chenfalls abzusichern.

Es kann sinnvoll sein, im Zuge des Grundstückserwerbs 

eine Beweissicherung zu Art und Umfang von Schadstoff-

belastungen vorzunehmen. 

Die Grundsätze zur Festlegung des Umfangs und der Art 

von weiteren Maßnahmen zur besseren Beurteilung und 

gegebenenfalls Abwehr vorhandener Gefahren sind in 

Gesetzen, Verordnungen und Regelwerken vorgegeben. 

Erfahrenen Sachverständigen für Altlastenbearbeitung ist 

es möglich, Art und Umfang von eventuell erforderlichen 

Maßnahmen zur weiteren Untersuchung oder Abwehr von 

Gefahren und die dafür entstehenden Kosten unabhängig 

von behördlichen Entscheidungen zu ermitteln. 

Kontakte zu Sachverständigen der Altlastenbearbeitung 

vermitteln:

 Altlastenforum Baden-Württemberg e.V. (af)2 , 

 Ingenieurtechnischer Verband Altlasten e.V. (ITVA)3 , 

Das Umweltministerium Baden-Württemberg beabsichtigt, 

mittels Rechtsverordnung ein staatliches Anerkennungs-

verfahren für Sachverständige und Untersuchungsstellen, 

die im Bereich Altlasten tätig sind, einzurichten.

Die Abschätzbarkeit der schadstoffbedingten Wertmin-

derung durch den Sachverständigen wird  begrenzt durch 

den behördlichen Ermessensspielraum bei der Beurteilung 

der Gefahrenlage sowie bei der Verhältnismäßigkeit und 

der Zumutbarkeit von Maßnahmen zur Erkundung und 

Abwehr von Gefahren. Dieser Ermessensspielraum bei der 

Ausführung ihres gesetzlichen Auftrags ist nicht Teil der 

Wertermittlung und wird hier nicht weiter vertieft. Die 

Zumutbarkeit oder Verhältnismäßigkeit von Maßnahmen 

wird auch nicht im Rahmen der Wertermittlung geprüft.

2	 Grundzüge der Altlastenbearbeitung

Die in Kapitel 1 aufgeführten gesetzlichen Vorgaben be-

wirken eine weitgehend einheitliche Altlastenbearbeitung. 

Wichtige Auswirkungen auf die Ermittlung der schadstoff-

bedingten Wertminderung werden in diesem Abschnitt an 

vereinfachten Beispielen erläutert

2.1	 Stufen der Bearbeitung und Erkenntnis-		

	 zugewinn

Abbildung 1 zeigt die stufenweise Vorgehensweise bei der 

systematischen Altlastenbearbeitung in Baden-Württem-

berg, die auch der Vorgehensweise nach BBodSchV 

entspricht. Wichtig ist, dass schon bei der Untersuchung 

gestuft vorgegangen wird. Dadurch können Untersu-

chungsart  und -richtung besser angepasst und unnötige 

Untersuchungen vermieden werden.

Zu Beginn steht die Erfassung (E), bei der vorhandene In-

formationen und Dokumentationen zu möglichen Schad-

stoffbelastungen durch die zuständige Behörde recher-

chiert und erfasst werden. Die gewonnenen Informationen 

werden geprüft und bewertet. Falls bei dieser Bewertung 

auf „Beweisniveau 1“ (BN 1) Anhaltspunkte für Altlastver-

dachtsflächen gefunden werden, folgt (als Amtsermittlung) 

die orientierende Untersuchung (OU). Ziel und Umfang 

der OU sind in Anhang 1 zur BBodSchV definiert und in 

„Die Amtsermittlung bei altlastverdächtigen Flächen nach 

§ 9 Abs. 1 BBodSchG“ näher beschrieben [LfU 2005]. 

Bestätigt sich nach der OU bei behördlicher Bewer-

tung auf Beweisniveau 2 (BN 2) der Verdacht, folgt die 

Detailuntersuchung (DU) durch den Pflichtigen (vgl. 

Kap. 1.2.4). Ziel und Umfang der DU sind ebenfalls in  

Anhang 1 zur BBodSchV definiert. Sie soll im Wesent-

lichen die Grundlagen liefern, um bei der behördlichen 

Bewertung auf Beweisniveau 3 (BN 3) über das Vorliegen 

einer Gefahrensituation entscheiden zu können.

__________________________________
2 Geschäftsstelle beim Institut für Wasserbau,  
Universität Stuttgart, Pfaffenwaldring 61, 70550 Stuttgart,  
www.altlastenforum-bw.de
3 Geschäftsstelle: Lehrter Straße 46, 10557 Berlin,  
www.itv-altlasten.de
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Falls bei der DU Gefahren, erhebliche Nachteile oder 

erhebliche Belästigen erkannt werden, die zum Wohl der 

Allgemeinheit abgewehrt werden müssen (Erforderlichkeit 

eines Handlungsbedarfs), folgt danach die Sanierungsun-

tersuchung (SU) und gegebenenfalls die Sanierung (S). 

Ziel und Umfang der SU ist in § 6 Abs. 1 BBodSchV 

definiert; Anhang 3 zur BBodSchV nennt weitere Anfor-

derungen an Sanierungsuntersuchungen und den Sanie-

rungsplan.

2.2	 Gefahrenerkennung, Berwertung und 		

	 Abwehr

Schadstoffe entfalten ihre Wirkung, wenn sie über einen 

Wirkungspfad zu einem Schutzgut gelangen. Im Rahmen 

der OU und der DU sind deshalb nicht nur schädli-

che Schadstoffkonzentrationen, sondern auch mögliche 

Wirkungspfade hin zu Schutzgütern zu erkunden, bei-

spielsweise über Kontaminationen von Nahrungsmitteln, 

Trinkwasser oder Atemluft. 

Die Sanierung, d. h. die Abwehr von altlastenbedingten 

Gefahren, erheblichen Beeinträchtigungen oder Gefahren, 

ist grundsätzlich möglich durch:

Dekontamination,��

Sicherung,��

Schutz  und Beschränkungsmaßnahmen.��

Durch Dekontamination werden Menge und Konzentrati-

on von Schadstoffen vermindert oder beseitigt. Demgegen-

über beschränkt sich die Sicherung auf Verhinderung oder 

Verminderung der Schadstoffausbreitung hin zu Schutz-

gütern. Schutz- und Beschränkungsmaßnahmen wirken 

durch insbesondere Nutzungsbeschränkungen.

Die Untersuchung und Bewertung von Altlasten erfordert 

die Zusammenarbeit von Spezialisten unterschiedlicher 

Fachrichtungen und ist komplex. Um einen allgemein 

verständlichen Einblick in die Bearbeitung von Altlasten 

zu geben, werden in den Abbildungen 2 bis 6 beispiel-

haft ausgewählte Schadensszenarien und mögliche Maß-

nahmen oder Auflagen zur Gefahrenabwehr, wie sie das 

Ergebnis einer behördlichen Bewertung sein könnten, in 

ihren wesentlichen Grundzügen aufgezeigt.  Die Beispiele 

wurden bewusst vereinfacht und typisiert. Auf die Dar-

stellung von komplexen Schadensfällen, Sonderfällen oder 

Kombinationen unterschiedlichster Wirkungspfade wurde 

bewusst verzichtet. 

Die Beispiele zeigen, dass die Abwehr von Gefahren, 

erheblichen Belästigungen oder Beeinträchtigungen (Sa-

nierung) nicht nur durch „Schadstoffbeseitigung“ (Dekon-

tamination) möglich ist, sondern - häufig kostengünstiger 

- auch durch Sicherungs-, Schutz- oder Beschränkungs-

maßnahmen. Dies ist bei den Überlegungen zur künftigen 

Standortnutzung und der Prognose von altlastbedingten 

Aufwendungen wichtig. 

Sofern sich der Altlastverdacht bestätigt hat, werden die 

Ergebnisse der behördlichen Bewertung je nach Art des 

Ergebnisses im Bodenschutzkataster oder im Altlasten-

kataster bei der unteren Bodenschutz- und Altlasten-

behörde dokumentiert. Die Kataster informieren über 

einen gegebenenfalls vorhandenen Handlungsbedarf nach 

bestimmten Kategorien, wie Neubewertung bei Ände-

Abbildung 1: Übersicht über die stufenweise systematische 	
                   Altlastenbearbeitung in Baden-Württemberg  
	     stark vereinfacht (Erläuterungen im Text)
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rung der Exposition oder bei Änderung der Nutzung, 

Entsorgungsrelevanz von Erdaushub, Erforderlichkeit ei-

ner Detail  oder Sanierungsuntersuchung. Weiteres ist in  

Teil 2 ausgeführt.  

2.3	 Folgerungen für Pflichtige und Investoren

Altlasten- und Bodenschutzkataster enthalten Hinweise 

auf Schadstoffbelastungen und auf einen gegebenenfalls 

vorhandenen Handlungsbedarf zur Abwehr von Gefah-

ren, erheblichen Nachteilen oder erheblichen Belästigen. 

Allerdings garantieren sie keine absolute Aktualität. Bei-

spielsweise sind nach letzter Aktualisierung geschlossene 

Industrie- und Gewerbebetriebe möglicherweise darin 

noch nicht berücksichtigt. 

Falls eine Fläche weder im Altlasten- noch im Boden-

schutzkataster geführt ist, kann nicht unbedingt auf Schad-

stofffreiheit geschlossen werden. Es werden deshalb eigene 

Prüfungen angeraten. 

Die Untersuchungen an Altlasten konzentrieren sich ins-

besondere auf die Erkennung und Abwehr von Gefahren, 

erheblichen Nachteilen oder erheblichen Belästigungen. 

Sie sind nach Art, Umfang und Dichte unterschiedlich in 

den einzelnen Stufen der Altlastenbearbeitung und genü-

gen mitunter nicht für eine genaue Prognose von Kosten  

und Zeitbedarf für Maßnahmen zur Gefahrenabwehr, so-

dass weitere Untersuchungen erforderlich werden können, 

beispielsweise zur Feinabgrenzung von Schadstoffbelastun-

gen. 

Darstellung der Situation:

oberflächennahe Belastung des Untergrunds mit schwerflüchtigen und nicht ��

oder gering wasserlöslichen Stoffen

Keine nachteilige Veränderung der Grundwasserbeschaffenheit��

Mögliche Wirkungen:

Gefahr der oralen Aufnahme bei direktem Schadstoffkontakt durch  ��

spielende Kinder

Gefahr der Schadstoffaufnahme durch Nutzpflanzen��

Mögliche MaSSnahmen oder Auflagen:

Abschirmung gegen direkten Kontakt durch Überdeckung mit unbelastetem ��

Boden

Bodenaustausch��

Beschränkungen des Anbaus von Nutzpflanzen��

Abbildung 2: Oberflächennahe Schadstoffbelastung des Untergrunds mit Gefahr für spielende Kinder und Nutzpflanzen 

Darstellung der Situation:

Grundwasserbeschaffenheit derzeit oder künftig nachteilig verändert durch ��

flüssige oder in Wasser gelöste Schadstoffe 

Mögliche Wirkungen:

Beeinträchtigung der Ökologie��

Gefährdung von Grundwassernutzungen��

Mögliche MaSSnahmen oder Auflagen:

Verhinderung des weiteren Schadstoffaustrags durch Einkapselung, Boden-��

austausch

Einschränkungen oder zusätzliche Maßnahmen bei Grundwassernutzungen ��

außerhalb des Grundstücks

Einschränkungen oder zusätzliche Maßnahmen bei Eigenwasserversorgung ��

zusätzliche Maßnahmen bei Wasserhaltung, z. B. Verbot der Wiederversicke-��

rung von entnommenem Grundwasser ohne Aufbereitung

Abbildung 3: Tiefliegende Schadstoffbelastung des Untergrunds mit Gefahr für die Grundwasserbe-schaffenheit 
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Darstellung der Situation:

tiefe Schadstoffbelastung ohne Gefahr für Bewohner (Nutzer) oder  ��

Schutzgüter

Gefahren bei Änderung der Nutzung, Beseitigung von Ab-schirmungen oder ��

Behandlung von Erdaushub

Mögliche Wirkungen:

keine bei aktueller Nutzung��

Mögliche MaSSnahmen oder Auflagen:

besondere Sorgfalt bei der Behandlung von Bodenaushub (entsorgungsrele-��

vanter Bodenaushub)

Schutz- und Beschränkungsmaßnahmen, z. B. Erhalt von Schutzelementen ��

zur Verhinderung der Schadstoffauslaugung durch Niederschlagswasser  

(Veränderungsverbot)

Abbildung 4: Tiefliegende Schadstoffbelastung des Untergrunds ohne Gefahren für Bewohner und Schutzgüter 

Darstellung der Situation:

gasförmige Emissionen aus dem Untergrund in Innenräume von Gebäuden ��

oder in die freie Atmosphäre

Keine nachteilige Veränderung der Grundwasserbeschaffenheit ��

Mögliche Wirkungen:

Gefahr für Bewohner und Nutzer der betroffenen Gebäude��

Gefahr für Bodenlebewesen und Pflanzen��

Mögliche MaSSnahmen oder Auflagen:

Einbau von Gassperren��

Einbau von Gaswarngeräten��

Installation von Bodenluft- oder Gasabsauganlagen��

Abbildung 5: Schadstoffdiffusion in Gebäude mit Gefahr für Bewohner durch belastete Atemluft

Darstellung der Situation:

Verunreinigung des anstehenden Grundwassers durch außerhalb liegende ��

Schadstoffquelle

Mögliche Wirkungen:

kein akuter Handlungsbedarf für Grundstückseigentümer als Zustands-��

störer

Mögliche MaSSnahmen oder Auflagen:

Einschränkungen oder zusätzliche Maßnahmen bei Grundwassernutzungen ��

außerhalb der Grundstücksgrenze

Einschränkungen oder zusätzliche Maßnahmen bei Eigenwasserversorgung ��

zusätzliche Maßnahmen bei Wasserhaltung, z. B. Verbot der Wiederversicke-��

rung von entnommenem Grundwasser ohne Aufbereitung

Abbildung 6: Grundwasserkontamination durch grundwasseroberstromigen Verursacher 
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1 	 ZIELE DER WERTERMITTLUNG

Der Wert eines bebauten oder unbebauten Grundstücks 

hängt von der jeweiligen Interessenslage als Behörde, 

Eigentümer, Kaufinteressent oder Kreditgeber ab. Diese 

Interessenslage spiegelt sich in Begriffen wie Verkehrswert, 

Beleihungswert, Versicherungswert oder subjektiver Wert 

wider, die sich in ihren nominellen Werten beträchtlich 

unterscheiden können und zu deren Bestimmung unter-

schiedliche – teilweise in Gesetzen geregelten – Anforde-

rungen bestehen. Wichtige Begriffe zur Interessenslage bei 

einer Wertermittlung werden nachfolgend erläutert. 

1.1	 VERKEHRSWERT

Der Verkehrswert ist beispielsweise im Rahmen der Be-

bauung oder besonderer städtebaulicher Maßnahmen die 

Grundlage für die Bemessung von:

Gebühren und Erschließungskosten, ��

Entschädigungen und Ausgleichsabgaben, ��

Grunderwerb  und Grundsteuern. ��

Das Baugesetzbuch (BauGB) definiert – für Zwecke des 

Städtebaurechts – den Verkehrs  oder Marktwert in § 194 

als den Preis, „der in dem Zeitpunkt, auf den sich die 

Ermittlung bezieht, im gewöhnlichen Geschäftsverkehr 

nach den rechtlichen Gegebenheiten und tatsächlichen 

Eigenschaften, der sonstigen Beschaffenheit und der La-

ge des Grundstücks oder des sonstigen Gegenstands der 

Wertermittlung ohne Rücksicht auf ungewöhnliche oder 

persönliche Verhältnisse zu erzielen wäre.“ Unter „ge-

wöhnlichem Geschäftsverkehr“ versteht man dabei einen 

Handel auf einem freien Markt, wobei weder Käufer noch 

Verkäufer unter Zeitdruck oder sonstigen Zwängen stehen 

und beide über ausreichende Sachkenntnis verfügen. 

Der Verkehrs  oder Marktwert ist vereinfacht ausgedrückt 

der Wert, zu dem sich eine Immobilie nach objektiven 

Kriterien am festgelegten Stichtag auf dem freien Markt in 

Geld eintauschen ließe. 

Die Bestimmung des Verkehrswerts ist in Deutschland für 

Zwecke des Städtebaurechts weitgehend gesetzlich gere-

gelt durch insbesondere die Wertermittlungsverordnung 

Teil 2 :	 Grundlagen der Wertermittlung 

(WertV) und die Wertermittlungsrichtlinie (WertR). 

In die Ermittlung des Verkehrswertes nach BauGB dürfen 

nur die „tatsächlichen Eigenschaften“ eingehen. Wertabzü-

ge aufgrund eines vagen Inanspruchnahme  oder Investi-

tionsrisikos, beispielsweise die Befürchtung einer Altlast, 

richten sich nach der Einschätzung des Marktes durch den 

Sachverständigen für Wertermittlung. Reagiert der Markt 

bereits mit Abschlägen auf einen solchen Verdacht, ist dies 

zu berücksichtigen. 

1.2	 BELEIHUNGSWERT

Der Beleihungs- oder Pfandwert kann für einen Inve-

stor dann interessant sein, wenn er das Grundstück als 

Sicherheit für ein Darlehen bieten möchte. Für einen 

Kreditgeber, eine Bank oder für die Bankenaufsicht ist er 

Grundlage für die Beurteilung der Sicherheiten, die eine 

Immobilie bei einer (langfristigen) Beleihung oder Ver-

pfändung durch Belastung mit Grundpfandrechten bietet. 

Das Pfandbriefgesetz (PfandBG) definiert den Beleihungs-

wert in § 16 Abs. 2 als den Wert, zu dem sich eine Immo-

bilie nach objektiven Kriterien mit hoher Sicherheit über 

einen längeren Zeitraum hinweg auf dem Markt in Geld 

eintauschen ließe. 

Zur Höhe des Beleihungswerts führt § 16 Abs. 2 PfandBG 

aus: „Der Beleihungswert darf den Wert nicht überschreiten, der sich im 

Rahmen einer vorsichtigen Bewertung der zukünftigen Verkäuflichkeit 

einer Immobilie und unter Berücksichtigung der langfristigen, nachhal-

tigen Merkmale des Objektes, der normalen regionalen Marktgegebenhei-

ten sowie der derzeitigen und möglichen anderweitigen Nutzungen ergibt. 

Spekulative Elemente dürfen dabei nicht berücksichtigt werden. Der 

Beleihungswert darf einen auf transparente Weise und nach einem aner-

kannten Bewertungsverfahren ermittelten Marktwert nicht übersteigen.“ 

  

Banken, die sich Geld durch Ausgabe von Hypothe-

kenpfandbriefen beschaffen (Pfandbriefbanken), sind zur 

Anwendung der Beleihungswertermittlungsverordnung 

(BelWertV) verpflichtet.
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1.3	 VERSICHERUNGSWERT

Der „Versicherungswert“ dient als Grundlage zur Verein-

barung von versicherten Kosten, beispielsweise für Brand  

oder Wasserschäden. 

Er wird von den Versicherungsgesellschaften bestimmt 

und hier nicht weiter erläutert.

1.4	 SUBJEKTIVER WERT

Der „subjektive Wert“ berücksichtigt das jeweilige Ziel, 

das ein Investor, ein Kaufinteressent oder Eigentümer 

mit dem Eigentumsübergang verfolgt und meint den 

Wert, den ein konkreter Investor, Projektentwickler oder 

Bauträger für ein unbebautes oder unrentierlich bebautes 

Grundstück zu zahlen bereit ist. 

Der subjektive Wert ist nicht das Ergebnis einer genorm-

ten Wertermittlungsmethode, sondern ergibt sich als „Re-

sidualwert“ aus der Differenz zwischen Aufwand für ein 

konkretes Projekts und dem daraus erhofften Gewinn.

1.5	 SCHLUSSFOLGERUNGEN FÜR AUFTRAGGEBER VON 	

	 WERTERMITTLUNGEN

In die Ermittlung des Werts eines Grundstücks kann und 

soll die jeweilige Interessenlage eingehen, beispielsweise 

ein ermittelter Wert als Grundlage für Verkaufsverhand-

lungen, die Festlegung von Steuern und Umlagen oder die 

Absicherung von Krediten. 

Der Auftraggeber eines Wertgutachtens sollte definieren, 

welchen Zweck er mit der Wertermittlung verfolgt.

Die Arbeitshilfe beschränkt sich im Folgenden auf die 

Beschreibung der Vorgehensweise bei der Ermittlung 

der „schadstoffbedingten Wertminderung“ am Verkehrs-

wert von schadstoffbelasteten bebauten und unbebauten 

Grundstücken. Die schadstoffbedingte Wertminderung 

an anderen Wertbegriffen kann sinngemäß abgeleitet 

werden.

2	 ERMITTLUNG DER WERTMINDERUNG DURCH

 	SC HADSTOFFBELASTUNGEN

Die vielfältigen Auswirkungen von Schadstoffbelastungen 

auf den Wert eines bebauten oder unbebauten Grund-

stücks sind schwierig zu werten. Dieses Kapitel zeigt eine 

systematische Vorgehensweise und allgemeine Grundsätze 

bei der Ermittlung der schadstoffbedingten Wertminde-

rung auf.

2.1	 SCHADSTOFFBEDINGTE WERTMINDERUNG IM EINGE-

	FÜ HRTEN WERTERMITTLUNGSVERFAHREN

Die Wertermittlungsverordnung (WertV) nennt drei Mög-

lichkeiten zur Bestimmung des Verkehrswerts: 

Vergleichswertverfahren�� , d.h. durch Vergleich mit zeit-

nahen Verkäufen hinreichend vergleichbarer Grund-

stücke,

Ertragswertsverfahren�� , d.h. durch Ermittlung nachhal-

tiger Erträge aus der Immobilie,

Sachwertverfahren�� , d.h. durch Ableitung aus den 

marktüblichen Herstellungskosten der Immobilie. 

Das Vergleichswertverfahren wird beispielsweise bei Ei-

gentumswohnungen oder Grundstücken bevorzugt, wenn 

in der Umgebung ähnliche Objekte mit bekanntem Kauf-

preis vorhanden sind. Das Ertragswertverfahren basiert 

auf nachhaltig erzielbaren Erträgen und wird eher für 

Mietobjekte bevorzugt, wenn auf bekannte Miet- oder 

Pachterträge zurückgegriffen werden kann. Das Sachwert-

verfahren basiert auf normierten Gestehungskosten und 

wird vorrangig für eigengenutzte Objekte, beispielsweise 

für Einfamilienhäuser bevorzugt.

Diese Verfahren können miteinander kombiniert werden. 

Der Verkehrswert ist aus dem Ergebnis des herangezoge-

nen Verfahrens unter Berücksichtigung der Lage auf dem 

Grundstücksmarkt zu bemessen. Sind mehrere Verfahren 

herangezogen worden, ist der Verkehrswert aus den Ergeb-

nissen der angewandten Verfahren unter Würdigung ihrer 

Aussagefähigkeit zu bemessen.

Die schadstoffbedingte Wertminderung ist nach Bauge-

setzbuch (BauGB) bei der Ermittlung des Verkehrswerts 

als eine „tatsächlichen Eigenschaft des Grundstücks“ zu 

berücksichtigen. Allerdings ist die Vorgehensweise in 

einzelnen Richtlinien oder Verordnungen unterschiedlich 

geregelt. Die (WertV) kennt die Begriffe „Altlast“, „schäd-

liche Bodenveränderung“ oder „Schadstoffe in Gebäuden“ 

(noch) nicht. Die Wertermittlungsrichtlinien (WertR) 
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fordern, dass die Wertminderung von schädlichen Boden-

veränderungen „in Anlehnung an die Kosten ermittelt wird, die für 

Sanierung, Sanierungsmaßnahmen, Bodenuntersuchungen oder andere 

geeignete Maßnahmen zur Gefahrenabwehr erforderlich sind“. Die 

Beleihungswertermittlungsverordnung (BelWertV) geht 

auf Wertminderungen durch Kontaminationen nicht ex-

plizit ein; lediglich § 20 verlangt bei Bauland im Gutachten 

eine Stellungnahme zu eventuellen Altlasten. Ansonsten 

sind sie als „sonstige ... noch nicht erfasste, den Wert beeinflussende 

Umstände ... durch Zu- oder Abschläge oder in anderer geeigneter Weise 

zu berücksichtigen“. 

Aufwendungen zur Gefahrenabwehr durch Schadstoff-

belastungen sollten nicht in einzelne Arbeitsschritte der 

Wertermittlungsverfahren eingearbeitet werden, sondern 

wie „besondere wertbeeinflussende Umstände“ als „schad-

stoffbedingte Wertminderung“ am Schluss der traditionel-

len Wertermittlung gesondert ausgewiesen und in Abzug 

gebracht werden. Bei Kombinationen der drei Ermitt-

lungsverfahren ist entsprechend vorzugehen.

Diese Vorgehensweise ist grundsätzlich mit der WertV, 

den WertR und der BelWertV vereinbar  und ist „modell-

konform“, weil die Liegenschaftszinssätze und Marktanpas-

sungsfaktoren aus unbelasteten Grundstücken abgeleitet 

werden. Da für die individuellen Schadstoffbelastungen 

weder Marktanpassungsfaktoren noch Vergleichspreise 

existieren und auch nicht zu erwarten sind, dürfte dies 

der einzig marktkonforme Rechenweg sein. Diese Vorge-

hensweise hat auch den Vorteil, dass klare Schnittstellen 

zwischen den Berechnungen und Überlegungen der Sach-

verständigen für Wertermittlung und der Sachverständigen 

für Altlastenbearbeitung definierbar sind. Ferner liefert 

sie übersichtliche und nachvollziehbare Ergebnisse. Wird 

davon abweichend die schadstoffbedingte Wertminderung 

in einzelne Arbeitsschritte der Wertermittlung einge-

arbeitet, z. B. als „erhöhte Bewirtschaftungskosten“ im 

Ertragswertverfahren oder als „Baumängel bzw. Bauschä-

den“ im Sachwertverfahren, würde dieser Tatbestand im 

Ertragswertverfahren über die gesamte wirtschaftliche 

Restnutzungsdauer kapitalisiert oder im Sachwertverfahren 

durch den Marktanpassungsfaktor beeinflusst, was beides 

Mal nicht sachgerecht wäre. 

Bei der Abschätzung der Wertminderung durch Schad-

stoffbelastungen sind die gegenwärtige und die künftig 

mögliche oder geplante Standortnutzung zu berücksich-

tigen. Auf die Abhängigkeit von Grundstückswert und 

Umfang der Maßnahmen zur Gefahrenabwehr durch 

Sanierung oder Schutz- und Beschränkungsmaßnahmen  

wird in Teil 3 näher eingegangen.

2.2	 SACHVERHALTSERMITTLUNG

Anhaltspunkte für das Vorliegen von Schadstoffbelastun-

gen ergeben sich häufig aus Art und Umfang der früheren 

Nutzung eines Grundstücks4 . Sachverständige für Wert-

ermittlung sollten deshalb zunächst Basisinformationen 

erheben:

zur Vornutzung, beispielsweise beim Eigentümer, ��

durch örtliche Erhebung und Begutachtung, 

zur Altlastensituation, insbesondere aus dem Boden-��

schutzkataster und dem Altlastenkataster. 

Vorerhebungen sind auch bei Grundstücken im Außenbe-

reich angezeigt, da dort Altablagerungen vorhanden sein 

können, die nach ihrem optischen Aussehen nicht mehr 

als solche erkannt werden können. In Baden-Württemberg 

sind die unteren Bodenschutz- und Altlastenbehörden 

der Stadt- und Landkreise über Altlasten und Altlastver-

dachtsflächen informiert und können Auskunft über die 

im Bodenschutzkataster und im Altlastenkataster erfassten 

Flächen geben. 

Für aktive Betriebe sind umweltrelevante Faktoren bei der 

Gewerbeaufsicht zu erfragen, die nach der Verwaltungsre-

form von 2005 in Baden-Württemberg der unteren Ver-

waltungsbehörde bei den Land- und Stadtkreisen oder der 

höheren Verwaltungsbehörde bei den Regierungspräsidien 

zugeordnet ist. 

Enthalten Bodenschutz- und Altlastenkataster keine Hin-

weise, sollten dennoch eigene Recherchen zu Art, Um-

ang, 

____________________________________
4 Nach § 3 BBodSchV bestehen „Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Altlast 
bei einem Altstandort insbesondere, wenn auf Grundstücken über einen längeren Zeitraum 
oder in erheblicher Menge mit Schadstoffen umgegangen wurde und die jeweilige Betriebs-, 
Bewirtschaftungs- oder Verfahrensweise oder Störungen des bestimmungsgemäßen Betriebs 
nicht unerhebliche Einträge solcher Stoffe in den Boden vermuten lassen. Bei Altablage-
rungen sind diese Anhaltspunkte insbesondere dann gegeben, wenn die Art des Betriebes 
oder der Zeitpunkt der Stilllegung den Verdacht nahe legen, dass Abfälle nicht sachgerecht 
behandelt, gelagert oder abgelagert wurden.“
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früherer Nutzung und Altlastverdacht angestellt werden, 

da - wie erwähnt - Altlasten- und Bodenschutzkataster 

nicht den Anspruch auf Vollständigkeit und Aktualität 

erheben und sich Sachverständige bei ihren Einschätzun-

gen nicht auf fehlende Eintragung im Kataster berufen 

können. 

Bei der Beurteilung von Stichhaltigkeit und Relevanz von 

Informationen zu früheren gewerblichen oder industri-

ellen Nutzungen kann der „Branchenkatalog zur histori-

schen Erhebung von Altstandor-ten“ (BKAT) [LfU 1993] 

herangezogen werden. 

Der Branchenkatalog unterscheidet drei Kategorien: 

	 2 	 uneingeschränkt altlastenrelevant

	 1 	 eingeschränkt altlastenrelevant

	 0 	 altlastenirrelevant

Bei Kategorie  2  sollte ein Altlastengutachten gefertigt 

werden.

Bei Kategorie  1  sollte im Wertgutachten auf Anhalts-

punkte für einen Altlastverdacht als Folge der früheren 

Nutzung hingewiesen werden und je nach Art und Größe 

des Betriebs ein Altlastengutachten veranlasst werden.

Bei Kategorie  0   genügt ein Hinweis im Wertgutachten 

auf die Historie des Standortes und Beurteilung nach 

Branchenkatalog.

Bei Anhaltspunkten für das Vorliegen einer Altlast soll 

die Behörde im Rahmen der Amtsermittlung nach § 9  

Abs. 1 BBodSchG geeignete Maßnahmen zur Ermittlung 

des Sachverhalts ergreifen und nach § 3 Abs. 3 BBodSchV 

eine orientierende Untersuchung (OU) durchführen. 

Die Eigentümer von Grundstücken, Pflichtige oder sons-

tige Betroffene haben keinen Anspruch auf zeitnahe 

behördliche Sachverhaltsaufklärung [LfU 2005]. Wenn die 

Wertermittlung zeitnah benötigt wird und absehbar ist, 

dass die OU nicht rechtzeitig von der Behörde geleistet 

werden kann, kann sie - ohne Anspruch auf Kostensatz - 

in Eigeninitiative veranlasst werden. Um Doppelarbeit zu 

vermeiden, sollte sie in Abstimmung mit der Bodenschutz- 

und Altlastenbehörde erfolgen.

Wenn sich der Altlastenverdacht bestätigt hat, besteht das 

Risiko der behördlichen Inanspruchnahme des Pflichtigen 

für weitere Maßnahmen, die möglicherweise kostenträch-

tig sind und den Wert eines Grundstücks erheblich min-

dern können. 

2.3	 WERTUNG VON EINTRAGUNGEN IM BODENSCHUTZ 

  	 UND ALTLASTENKATASTER

Untergrund- und Grundwasserkontaminationen sind im 

Bodenschutz- und Altlastenkataster nach bodenschutz-

rechtlichen Anforderungen in unterschiedlichen Kate-

gorien eingeteilt. Diese sind bei der Abschätzung der 

schadstoffbedingten Wertminderung zu berücksichtigen. 

Die wichtigsten Kategorien und die dafür verwendeten 

Kürzel in diesem Zusammenhang sind:

A	 Der Verdacht für das Vorliegen einer Altlast hat ��

sich nicht bestätigt. Eine uneingeschränkte Nutzung 

ist derzeit und in Zukunft möglich.

OU	Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Altlast ��

liegen vor, eine orientierende Untersuchung (OU) ist 

erforderlich

B	 Der Verdacht für das Vorliegen einer Altlast hat ��

sich nicht bestätigt, jedoch ist eine Neubewertung 

bei Änderung der Exposition oder bei Änderung der 

Nutzung erforderlich oder dürfen Bodenaushubmas-

sen nicht „un-kontrolliert“ abgelagert oder beseitigt 

werden (Entsorgungsrelevanz).

DU	Es besteht der hinreichende Verdacht einer Alt-��

last. Es ist eine Detailuntersuchung (DU) erforder-

lich.

SU	 Es besteht eine Gefahrensituation. Eine Sanie-��

rungsuntersuchung (SU) ist erforderlich.

S	 Es sind konkrete Sanierungsmaßnahmen (Siche-��

rung, Dekontamination oder Nutzungsbeschränkun-

gen) erforderlich.

Auf die weiteren Kategorien wird hier nicht weiter ein-

gegangen. Aus den genannten Kategorien können für 

die Wertermittlung folgende Schlussfolgerungen gezogen 

werden:

Bei �� A-Fällen kann davon ausgegangen werden, dass 

keine erheblichen Kontaminationen vorliegen. Hier 

wird ein Hinweis im Wertgutachten auf die histori-

sche Vornutzung und das Ergebnis der behördlichen 

Bewertung empfohlen, z. B. Schreinerei ohne Holzim-

prägnierung, daher kein Altlastenverdacht.
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Bei �� OU-Fällen liegen Anhaltspunkte für eine schäd-

liche Bodenverunreinigung oder Altlast vor. Die 

Behörde soll zur Ermittlung des Sachverhalts geeig-

nete Maßnahmen ergreifen. Das ist in der Regel eine 

orientierende Unter-suchung (OU). In diesen Fällen 

sollte die schadstoffbedingte Wertminderung durch 

erfahrene Sachverständige für Altlastenbearbeitung 

ermittelt werden.

Bei �� B-Fällen können Kontaminationen nicht aus-

geschlossen werden. Nach behördlicher Bewertung 

besteht jedoch derzeit keine Gefahr. Gefahren sind 

jedoch möglich, wenn die Expositionsbedingungen 

geändert werden, beispielsweise durch Änderung der 

Nutzung Entsiegelung oder Entfernung schützender 

Deckschichten. Ferner können für die Behandlung 

von gegebenenfalls anfallendem Bodenaushubma-

terial Mehrkosten entstehen. Im Wertgutachten ist 

darauf hinzuweisen und zur Ermittlung der schadstoff-

bedingten Wertminderung gegebenenfalls ein Sach-

verständiger für Altlastenbearbeitung einzuschalten. 

 

In Tabelle 1 sind für ausgewählte Beispiele die Ergebnisse 

der behördlichen Bewertung bei unterschiedlichen Bear-

beitungsstufen und ihre prinzipiellen Auswirkungen auf 

die schadstoffbedingte Wertminderung dargestellt. Damit 

soll das Verständnis für die behördlichen Einstufungen in 

unterschiedliche Kategorien verbessert werden. 

Tabelle 1: 	Altlastbedingte Wertminderungen von ausgewählten Beispielen in Abhängigkeit von den Stufen der Altlastenbearbeitung. 
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2.4	 VORGEHENSWEISE BEI GEBÄUDESCHADSTOFFEN

Im Gegensatz zu Schadstoffbelastungen des Grundwassers 

und des Bodens ist die Bearbeitung von Schadstoffen 

in Gebäude weniger starr geregelt, insbesondere gibt es 

dafür kein Kataster. Die Prüfung und Beurteilung von 

Gebäudeschadstoffen bei der Wertermittlung ist primär 

Aufgabe der Sachverständigen für Wertermittlung und 

der fallweise hinzugezogenen Sachverständigen für Altlas-

tenbearbeitung. 

Zunächst sollten Dokumentationen und Unterlagen zur 

Art und früheren Nutzung des Gebäudes ausgewertet 

werden und eine örtliche Begutachtung erfolgen. Alle Er-

gebnisse und Schlussfolgerungen sind zu dokumentieren. 

Nachfolgend sind einige typische und mitunter kosten-

trächtige Beispiele für Gebäudeschadstoffe aufgelistet 

oder in Abbildung 7 illustriert, auf die bei der örtlichen 

Erhebung geachtet werden sollte:

Hart oder weich gebundener Asbest in Dachplatten, ��

vorgehängten Platten oder Putz

Konservierungs- und Imprägniermittel, wie Chrom, ��

Quecksilber, PAK oder PCP für Holzkonstruktionen

asbesthaltiger Brandschutzanstrich bei Kabeldurch-��

führungen

PCB-haltiger Fugenverguss in Dehn- und Anschluss-��

fugen 

Schadstoffe in Isolierungen oder Dämmungen��

PAK in Bodenbelägen.��

Asbesthaltiger Brandschutzanstrich bei Kabeldurchführungen PCB-haltige Dehnungsfuge in einer Fensterbank, ebenso Anschlussfu-

gen Glas-Fensterrahmen

Asbesthaltige Platte zwischen Lampe und Deckenplatte PCB-haltige Fugen um Türrahmen und Anschlussfuge Klinkerwand-

Beton

Abbildung 7: Einige typische Beispiele für Gebäudeschadstoffe
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Einfach zu bewertende Hinweise, wie die Fassadenverklei-

dung eines Wohnhauses mit festgebundenen Asbest (As-

bestplatten), können in ihren Auswirkungen auf den Wert 

einer Liegenschaft oft durch erfahrene Sachverständige für 

Wertermittlung beurteilt werden. In schwierigeren Fällen 

sollten Sachverständige für Altlastenbearbeitung hinzuge-

zogen werden. 

Nähere Informationen zu Untersuchungsstrategie und  

umfang bei Rückbaumaßnahmen sowie ein Stoffkatalog 

über umweltrelevante Baustoffe sind in [LfU 2001] ent-

halten. 

Auf der Basis von Erhebungen zur früheren Nutzung eines 

Standorts können mit einem einfachen Rechenprogramm 

die schadstoffbedingten Wertabzüge abgeschätzt werden 

[ERTEL 2007]. Allerdings weisen die Ergebnisse große 

Spannweiten auf und dokumentieren so die Unsicherheit 

der Schätzung.

Auf der Stufe der Sanierungsuntersuchung kann für 

Kostenschätzungen einzelner Sanierungsverfahren das  

„Leistungsbuch Altlasten und Flächenentwicklung“ hilf-

reich sein [LUA 2004/2005].

2.5	 UMGANG MIT UNSICHERHEITEN

 

Bei der Wertermittlung werden ausschließlich objektive 

Maßstäbe gewürdigt. 

Sachlich gerechtfertigte Mängel können von Sachverständi-

gen für Wertermittlung und Altlastenbearbeitung anhand 

von objektiv nachvollziehbaren Kriterien monetarisiert 

werden. Ebenso ist es möglich, objektiv bestehende Un-

sicherheiten über unentdeckte Verunreinigungen bei der 

Wertermittlung zu berücksichtigen, indem beispielsweise 

nachvollziehbare Annahmen getroffen werden. Dennoch 

können Risiken bei Kostenschätzungen verbleiben, weil 

beispielsweise:

über einen Altlastverdacht noch nicht entschieden  ��

wurde,

Schadstoffbelastungen und davon ausgehende Emis-��

sionen entsprechend der stufenweisen Altlastenbe-

arbeitung noch nicht ausreichend lokalisiert und 

räumlich abgegrenzt sind,

die künftigen Nutzungsabsichten nicht konkretisiert ��

sind.

Für viele Zwecke reichen grobe Schätzungen der altlastbe-

dingten Wertminderung mit vorhandenen Untersuchungs-

ergebnissen unter Berücksichtigung von Erfahrungen aus 

ähnlichen Fällen beispielsweise für Grobplanungen oder 

Voruntersuchungen aus. Mitunter werden jedoch exaktere 

Schätzungen benötigt, beispielsweise bei der Beurteilung 

konkreter Bauvorhaben. 

Mit der Beauftragung von Sachverständigen für Altla-

stenbewertung zur Ermittlung der schadstoffbedingten 

Wertminderung sollte auch die erwartete Genauigkeit und 

Zuverlässigkeit der Kostenschätzung vereinbart werden. 

Sachverständige für Altlastenbearbeitung werden zunächst 

prüfen:

Ist der Umfang der Verunreinigung für eine zuverlässi-��

ge Wertermittlung ausreichend räumlich abgegrenzt?

Wie groß ist das Risiko von weiteren, nicht erkannten ��

Belastungen?

Es ist zu prüfen, ob eine hinreichend zuverlässige Kosten-

schätzung auf der Basis vorhandener Daten und Erfah-

rungen möglich ist oder ob zusätzliche Untersuchungen, 

beispielsweise zur genaueren Schadensabgrenzung, erfor-

derlich sind.

 

Bedingt durch die stufenweise Altlastenbearbeitung findet 

im Rahmen der Bearbeitung ein Erkenntniszugewinn statt, 

der es erlaubt, bei besserer Kenntnis zu Art und Umfang 

der Belastung frühere Annahmen zu prüfen und entspre-

chend anzupassen. Abbildung 8 zeigt den grundsätzlichen 

Verlauf der Wertminderung einer belasteten Fläche in 

einzelnen Stufen der systematischen Altlastenbearbeitung. 

Nach Abschluss der Erfassung (E) werden sicherheitshal-

ber angesetzte Abzüge für die Gefahrenabwehr relativ 

hoch sein müssen, weil zum räumlichen Ausmaß der Bela-

stung noch wenig oder nichts bekannt ist. Mit zunehmen-

dem Wissen um die Altlastsituation im Zuge der weiteren 

Untersuchungen, wie (OU) und (DU), werden weitere 

Kenntnisse zu Art und Ausmaß der Belastung gewonnen, 

sodass die altlastbedingte Wertminderung besser kalkuliert 

und sicherheitshalber angesetzte Abzüge reduziert werden 

können. Nach Abschluss der Sanierungsuntersuchung 
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(SU) sollten keine Abzüge aus Sicherheitserwägungen 

erforderlich sein. Nach vollständigem Abschluss der Sanie-

rung (S) sollte die vorgesehene Nutzung möglich sein und 

keine altlastbedingte Wertminderung bestehen. 

 

Weitere Untersuchungen zur Schadstoffsituation sollten – 

wie erwähnt - mit der Bodenschutz- und Altlastenbehörde 

abgestimmt werden, um Doppelarbeit zu sparen. 

Die Feststellungen und Überlegungen des Sachverständi-

gen für Altlastenbearbeitung zur (mutmaßlichen) Schad-

stoffbelastung sowie alle Grundlagen und Annahmen zur 

Monetarisierung der altlastbedingte Wertminderung soll-

ten im Wertgutachten umfassend und schlüssig dargestellt 

werden. 

Abbildung 8: Grundsätzlicher Verlauf der altlast- und risikobedingten 

Wertabzüge in den Stufen der systematischen Altlastenbearbeitung. 

(Erläuterungen siehe Text)

Zur Abwehr altlastbedingter Gefahren gibt es in aller Re-

gel unterschiedliche Möglichkeiten, die sich in ihren Ko-

sten und Wirkungen unterscheiden. Bei der Bearbeitung 

einer Vielzahl von Fällen erwies es sich als zweckmäßig 

und kostensparend, wenn die aktuelle oder zukünftig 

beabsichtigte Nutzung auf vorhandene altlastbedingte 

Kontaminationen abgestimmt wird. Auf diese Verflech-

tung wird in Teil 3 näher eingegangen. Wenn die künftige 

Nutzung noch nicht hinreichend sicher bestimmbar ist, 

empfiehlt sich eine Szenarienbetrachtung, wie sie ebenfalls 

dort erläutert ist. 

2.6	 BEZUG VON KOSTEN AUF DEN WERTERMITT- 

	 LUNGSSTICHTAG

Die wertbeeinflussenden Faktoren sind einer zeitlichen 

Änderung unterworfen. Der Wert eines Grundstücks gilt 

streng genommen nur am Stichtag. Die Kosten zur Ab-

wehr altlastbedingter Gefahren können jedoch zu unter-

schiedlichen Zeiten anfallen, beispielsweise: 

sofort als einmalige Kosten, wie Investitionskosten für ��

Sanierungs- oder Sicherungsanlagen oder schadlose 

Beseitigung von kontaminiertem Aushubmaterial, 

konstant über einen längeren Zeitraum, wie Kosten ��

für Betrieb, Unterhaltung und Überwachung von 

Anlagen, oder 

in ferner Zukunft, wie Ersatz von Behandlungsanla-��

gen oder bautechnische Sicherungen nach Ablauf der 

Nutzungsdauer, oder Mehrkosten für „entsorgungs-

relevantes“ Aushubmaterial bei künftigen Baumaß-

nahmen.

Die zu unterschiedlichen Zeiten anfallenden Kosten müs-

sen für die Wertermittlung nach finanzmathematischen 

Gesichtspunkten auf den Wertermittlungsstichtag bezogen 

werden. Dabei wird beispielsweise ermittelt, welcher Be-

trag heute festverzinslich angelegt werden müsste, um eine 

in Zukunft liegende Zahlung leisten zu können. 

Grundlage der Berechnung ist der „Kapitalisierungs-

zinssatz“, der individuell aus dem langfristigen, auf den 

Bewertungszeitraum bezogenen Kapitalmarkt-Zins-

satz unter Berücksichtigung der Kostendynamik abzu-

schätzen oder zu bestimmen ist. Dagegen bestimmt die 

WertR 2006 für die Bewertung bebauter Grundstüc-

ke der öffentlichen Hand, dass zur Kapitalisierung in 

der Regel der Liegenschaftszinssatz anzuwenden ist 5.  

___________________________________
5 Er wird nach § 11 WertV definiert als der Zinssatz, mit 
dem der Verkehrswert von Liegenschaften im Durchschnitt 
marktüblich verzinst wird. Der Liegenschaftszinssatz kann als 
marktübliche Rendite oder Zinssatz einer alternativen Anla-
ge interpretiert werden und  wird in 1. Näherung nach der 
Relation Reinertrag zu Kaufpreis aus empirischen Daten der 
Kaufpreissammlungen oder Auswertungen der Sachverständi-
gen für Wertermittlung abgeleitet. Zur Bewertung unbebauter 
Grundstücke empfiehlt sich die Anwendung des Renditezins-
satzes für unbebaute Grundstücke oder ein angemessener,  
nutzungsbezogener Erbbauzins. Beide Zinssätze orientieren 
sich primär an der nachhaltigen, zukunftsbezogenen Rendite 
einer Immobilie  und nicht am Wert einer zukünftigen Zahlung 
nach den Regeln des Kapitalmarkts. Sie sind damit primär wert- 
und nicht kostenorientiert.
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Gebräuchliche finanzmathematische Akkumulations  oder 

Diskontierungsfaktoren für die Berechnung des Werts 

von  einmaligen und jährlich wiederkehrenden Kosten an 

einem definierten Bezugszeitpunkt, beispielsweise dem 

Bewertungsstichtag, enthalten die „Leitlinien zur Durch-

führung dynamischer Kostenvergleichsrechnung [LAWA 

2005]. Dort sind für wasserbauliche Anlagen auch durch-

schnittliche Nutzungsdauern angegeben. 

Bei langen wirtschaftlichen Restnutzungsdauern  der vor-

handenen baulichen Anlagen, beispielsweise von länger als 

20 Jahren, und einer aufgeschobenen Sanierungserforder-

nis zum Ablauf dieser Frist ist der Barwert der Sanierungs-

kosten abgezinst auf den Wertermittlungsstichtag häufig 

eine zu vernachlässigende Größe. Kritischer und risikobe-

hafteter ist die Schätzung oder Prognose des Zeitpunkts 

einer eventuell später erforderlichen Sanierung. Wenn 

sie unvorhergesehen deutlich vor der angenommenen 

Restnutzungsdauer von Anlagen und Bausubstanz erfor-

derlich wird, wegen beispielsweise neuer Erkenntnisse zur 

Situation oder der Gefahreneinschätzung, kumulieren der 

vorzeitige Verlust der Bausubstanz  und die Sanierungs-

kosten in voller Höhe, mindestens aber abgezinst über 

einen deutlich kürzeren Zeitraum.

2.7	 MERKANTILER MINDERWERT

Ehemals belasteten, jedoch sanierten Grundstücken und 

Gebäuden haftet häufig noch ein Makel an, der im realen 

Marktgeschehen dazu führen kann, dass die Immobilie 

trotz erfolgreicher Sanierung nur zu einem Preis unter-

halb des objektiven Wertes verkauft werden kann. Dieses 

Phänomen ist auf ein „negatives Bauchgefühl“ des Käufers 

zurückzuführen, der ein saniertes Grundstück nur kauft, 

wenn er es billiger erwerben kann als ein gleichwertiges, 

aber von Anfang an unbelastetes Grundstück. Im Scha-

densrecht wurde für diesen Effekt, der in Einzelfällen als 

Wertabschlag zu berücksichtigen ist, der Begriff „merkan-

tiler Minderwert“ geprägt, der sich auch in der markto-

rientierten Wertmittlung von Immobilien eingebürgert 

hat, obwohl er weder in WertV, WertR noch Bel-WertV 

genannt ist. Die Anwendung entspricht ferner der Recht-

sprechung des Bundesgerichtshofes (BGH)

Die Wertminderung aufgrund eines „merkantilen Minder-

wertes“ ist mathematisch kaum bestimmbar, sondern kann 

nur auf der Basis guter Immobilienmarktkenntnis durch 

erfahrene Sachverständige für Grundstückswertermittlung 

abgeschätzt werden. 

Der merkantile Minderwert wird üblicherweise als Pro-

zentsatz des Verkehrswerts ausgewiesen. Er orientiert sich 

üblicherweise am Umfang des Eingriffs in der Relation des 

Objektwertes zu den aufzuwendenden oder aufgewende-

ten Sanierungskosten und insbesondere an den Markt-

gegebenheiten. Beeinflusst wird er ferner entscheidend 

von Faktoren wie Marktinteresse, Art der Folgenutzung, 

Verfügbarkeit vergleichbarer Flächen „ohne Vorgeschich-

te“. Allgemein anerkannte Regeln für den merkantilen 

Minderwert gibt es bisher nicht. Der merkantile Minder-

wert ist erfahrungsgemäß gering oder nicht relevant, wenn 

keine alternativen Flächen ohne Altlastverdacht oder 

Schadstoffbelastung verfügbar sind, wie in vielen inner-

städtischen Bereichen. 

Der merkantile Minderwert darf nicht mit Mängeln ver-

wechselt werden,  die eine sachliche Rechtfertigung haben, 

wie bekannte oder nach § 3 BBodSchV zu vermutende 

Schadstoffbelastungen sowie mit Abzügen, die sicherheits-

halber vorgenommen werden, um Risiken der Monetari-

sierung von Schadstoffbelastungen abzudecken. 

Sachlich gerechtfertigte Mängel sind „tatsächliche Eigen-

schaften“ im Sinne von § 194 BauGB und fallen nicht 

unter den Begriff „merkantiler Minderwert“. 

3.	 BEISPIELE FÜR SCHADSTOFFBEDINGTE WERTABZÜGE

 

Die folgenden Beispiele zeigen die Vorgehensweise bei 

der Bestimmung des schadstoffbedingten Wertabzugs am 

Beispiel des Verkehrswerts auf, wobei die Zahlenwerte 

gerundet sind. Andere Werte, wie Beleihungswert, Versi-

cherungswert oder subjektiver Wert können entsprechend 

abgeleitet werden. 



31©LUBW      Grundlagen der Wertermittlung

3.1	 BODENKONTAMINATION

Beschreibung der Situation - Auf der zu bewertenden 

Fläche wurde in früherer Zeit eine Zimmerei betrieben, 

auf der Holzimprägniermittel eingesetzt wurden ohne 

Schutzmaßnahmen gegen Untergrund-

kontaminationen. Bei Untersuchungen 

des Untergrunds wurden erhebliche 

Chromverunreinigungen gefunden, die 

nur in geringe Tiefe reichen und die, die 

Qualität des anstehenden Grundwassers 

nicht bedrohen. 

Auf der Fläche sollen künftig Wohnhäu-

ser mit Grünflächen entstehen. Bei dieser 

Nutzungsart besteht Handlungsbedarf 

zur Abwehr von Gefahren bei: 

direktem Kontakt von Menschen mit den Schad-��

stoffen und 

Schadstoffaufnahme von Nutzpflanzen.��

Berechnungsgrundlagen - Folgende Sanierungsalternativen 

werden in Betracht gezogen und hinsichtlich ihrer Auswir-

kungen auf den Verkehrswert untersucht:

Beseitigung der Belastung durch Bodenaustausch  A.	

(Dekontamination) oder          

ausreichende Überdeckung der Belastung mit unkon-B.	

taminiertem Material (Sicherung).

Bei Alternative B könnte eingewendet werden, dass - aus 

welchen Gründen auch immer - in späterer Zeit den-

noch ein Bodenaustausch erforderlich 

werden könnte (Dekontamination) und 

deshalb die beiden Alternativen nicht 

vergleichbar sind. Um diesem Einwand 

zu begegnen, werden zusätzlich die nach 

heutigem Kostenstand erforderlichen 

Kosten für einen Bodenaustausch nach 

20 Jahren in Abzug gebracht, allerdings 

nach finanzmathematischen Regeln dis-

kontiert auf den Bewertungsstichtag. 

Die gesicherte Fläche nach Alternative B wird im Bo-

denschutzkataster als B-Fall geführt, d. h. Neubewer-

tung bei Änderung der Nutzung oder Beseitigung der 

Oberflächenabdeckung sowie Erforderlichkeit besonderer 

Maßnahmen bei der Beseitigung von Bodenaushub (Ent-

sorgungsrelevanz).

Um das Beispiel nicht zu überfrachten, werden andere 

Alternativen nicht betrachtet. Die Vorgehensweise bei der 

Berechnung zeigt Tabelle 2. 

Tabelle 2 	 Durchführung der Wertermittlung und Alternativenbetrachtung am Beispiel einer oberflächennahe Bodenkontamination

Diskussion der Ergebnisse - Bei Kaufverhandlungen im 

gewöhnlichen Geschäftsverkehr und unter objektiver Be-

trachtung wird man sich am höheren der beiden Werte ori-

entieren, d. h. am Wert der Alternative B zu € 415.000, was 

definitionsgemäß dem Verkehrswert entspricht. Bei dieser 

Alternative werden die schadstoffbedingten Gefahren im 

Hinblick auf die geplante Folgenutzung unter ökonomi-

schen Gesichtspunkten abgewehrt. Ferner berücksichtigt 
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sie einen möglichen Eventualfall in überschaubarer Zu-

kunft. Unter ökonomischen Gesichtspunkten besteht für 

eine sofortige und vollständige Beseitigung der Belastung 

(Dekontamination) keine Veranlassung.                                                   

 

Im Einzelfall könnten Gründe für ei-

ne sofortige und vollständige Beseiti-

gung der Belastung gemäß Alternative 

A geltend gemacht werden, was sich 

gegebenenfalls im subjektiven Wert wi-

derspiegelt. 

Wenn es um die Bestimmung des Belei-

hungswerts geht, könnten im Einzelfall 

Bedenken gegen die Realisierbarkeit von 

Alternative B vorgebracht werden. Dies würde bedeuten, 

dass man sich gegebenenfalls am Wert der Alternative A 

über € 300.000 orientiert. 

3.2	 BODEN- UND GRUNDWASSERKONTAMINATION

Beschreibung der Situation - Auf der zu bewertenden 

Fläche wurde in früherer Zeit eine Chemische Reini-

gung betrieben. Dabei wurden leichtflüchtige chlorierte 

Kohlenwasserstoffe (CKW) eingesetzt. Durch sorglosen 

Umgang mit schadstoffbelasteten Abfällen und Defekten 

bei unterirdischen Lagertanks und Leitungen wurden der 

Untergrund und das anstehende Grundwasser in seiner 

Qualität nachteilig verändert. Ferner emittieren Schadgase 

in das Innere des damaligen Betriebsgebäudes. Maßnah-

men zum Schutz des Grundwassers und 

von Innenraumluft sind erforderlich. 

Maßnahmen - Die vorhandenen Gebäude 

lassen keine Dekontamination der Schad-

stoffbelastung durch Bodenaustausch zu. 

Zur Verhinderung weiterer Schadstoffim-

missionen in Grundwasser und Innen-

raumluft sind nur Sicherungen durch Ab-

wehrbrunnen und Bodenluftabsaugung 

möglich. Dazu sind technische Anlagen 

erforderlich, die langfristig funktionstüch-

tig erhalten und betrieben werden müssen. Deshalb 

sind bei der Wertermittlung einmalige Kosten für die 

Einrichtung der Sanierungsanlagen und laufende Kosten 

für Wartung und Betrieb zu berücksichtigen. Ferner ist 

abzusehen, dass die Sicherung länger als die übliche Lauf-

zeit von technischen Anlagen funktionstüchtig erhalten 

werden muss. Es wird deshalb bei der Kostenermittlung 

von einer Betriebszeit über 30 Jahre und einer Erneuerung 

von verschleißanfälligen Teilen nach jeweils 10 Jahren aus-

gegangen. Die Vorgehensweise bei der Berechnung zeigt 

Tabelle 3. 

Tabelle 3: 	Durchführung der Wertermittlung am Beispiel der langfristigen Sicherung einer Boden  und Grundwasserkontamination

Diskussion des Ergebnisses - Es könnte eingewendet wer-

den, dass die angenommene Betriebszeit von 30 Jahren 

zu kurz gewählt wurde und Kosten für den Betrieb der 

Anlagen danach nicht berücksichtigt wurden. Bei finanz-

mathematischer Betrachtung erhöht sich der Barwert für 

die Kosten einer unendlich langen Betriebszeit bei sonst 

gleichen Annahmen von € 710.000 auf rund € 900.000. Das 

Endergebnis wird also im Vergleich zu anderen Einflussfak-

toren, wie Zinssätze, dadurch wenig beeinflusst. Deshalb 

begnügt man sich bei Kostenbetrachtungen häufig mit 

überschaubaren Zeiträumen zwischen 30 und 50 Jahren.
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3.3	 LANGFRISTIGE ÜBERWACHUNG

Entsprechend einer Auflage der zuständigen Bodenschutz  

und Altlastenbehörde muss die Beschaffenheit des Grund-

wassers im Bereich einer schädlichen Bodenveränderung 

für die Dauer von 15 Jahren durch Analyse von Grund-

wasserproben aus festgelegten Messstellen einmal jährlich 

ermittelt werden. Es entstehen daher über die Zeit der 

Beobachtung stetig wiederkehrende Kosten, die auf den 

Bewertungsstichtag zu beziehen sind. 

Die Vorgehensweise bei der Berechnung zeigt Tabelle 4.

Tabelle 4:	 Durchführung der Wertermittlung am Beispiel der langfristigen Überwachung einer Schadstoffkontamination

3.4	 ENTSORGUNGSMEHRAUFWAND

Beschreibung der Situation - Das anstehende Gelände 

wurde zunächst mit Siedlungs- und Gewerbeabfällen, 

Schlacken, Bauschutt und Straßenauf-

bruch aufgefüllt. Dieses Material kann 

auch umweltrelevante Schadstoffe 

enthalten. Darüber wurden befestig-

te Verkehrsflächen, Produktionshallen 

und Bürogebäude erstellt. Bei aktu-

eller Nutzung sind keine Gefahren 

für die Schutzgüter zu erwarten; es 

besteht kein Sanierungsbedarf. Um si-

cher auszuschließen, dass Schadstof-

fe des Standorts auch künftig nicht 

- beispielsweise als Erdaushub - an 

bisher unbelastete Standorte verfrachtet werden, hat die 

Bodenschutz- und Altlastenbehörde den kontaminierten 

Bereich als „entsorgungsrelevant“ eingestuft. Es können 

also gegebenenfalls Mehrkosten für die Behandlung von 

Aushubmaterial bei erdbaulichen Maßnahmen entstehen. 

Zum Wertermittlungsstichtag ist häufig nicht absehbar, ob 

und in welcher Höhe derartige Kosten anfallen werden. 

Folgendes Beispiel zeigt, wie in derartigen Fällen vorge-

gangen werden kann. 

Maßnahmen - Die Mehrkosten für die 

kontrollierte Ablagerung oder Beseitigung 

von eventuell anfallendem Bodenaushub 

werden vom Sachverständigen für Altla-

stenbearbeitung für plausible oder abseh-

bare künftige Nutzungsszenarien progno-

stiziert. Wenn beispielsweise absehbar ist, 

dass später umfangreiche Unterkellerungen 

oder Unterführungen angelegt werden, bei 

denen große Mengen Erdaushub zur Besei-

tigung anfallen, muss mit vergleichsweise 

hohen schadstoffbedingten Wertabzüge gerechnet werden. 

Sind dagegen derartige Eingriffe in den Untergrund eher 

unwahrscheinlich, können geringere Wertabzügen ange-

nommen werden. Tabelle 5 zeigt die Vorgehensweise bei 

der Berechnung.

Tabelle 5:	 Durchführung der Wertermittlung bei Entsorgungsmehraufwand
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1	 SPANNUNGSFELD ZWISCHEN ZIELEN DER KÜNFTIGEN 

	 NUTZUNG UND ALTLASTBEDINGTER GEFAHRENAB- 

	 WEHR

In der Bauleitplanung können Kommunen die städte-

baulichen Entwicklungsziele festlegen und ordnen. Die 

Bauleitplanung unterscheidet je nach Detaillierungsgrad 

der Festlegungen zwischen Flächennutzungs- und Bebau-

ungsplänen. So werden in Flächennutzungsplänen die 

Zielvorstellungen zur künftigen Nutzung geregelt und in 

Bebauungsplänen beispielsweise die Art und das Maß der 

baulichen Nutzung, die Größe von Baugrundstücken oder 

die Lage von Verkehrsflächen konkretisiert. 

Dank Forschungs- und Entwicklungstätigkeit der letzten 

Jahre stehen nunmehr Methoden und Technologien zur 

zuverlässigen Erkennung, Bewertung und Abwehr von 

Gefahren durch Schadstoffbelastungen zur Verfügung, 

sodass Altlasten und ihre Umgebung in vielfältiger Art 

und Weise gefahrlos genutzt werden können. Allerdings 

setzt dies eine sorgfältige Planung voraus und erfordert 

möglicherweise erheblichen technischen Aufwand, der die 

Wirtschaftlichkeit eines Vorhabens in Frage stellen kann. 

Daraus können sich Spannungen zwischen Zielen der 

künftigen Nutzung und der wirtschaftlichen Realisierung 

ergeben. 

Spannungen zwischen den Zielen der künftigen Nutzung 

und schadstoffbedingter Gefahrenabwehr können entste-

hen, wenn die Kosten der Gefahrenabwehr die Wirtschaft-

lichkeit einer Nutzung gefährden.

Schon bei der Festlegung von künftigen Nutzungen in 

Flächennutzungs- und Bebauungsplänen (Bauleitplanung) 

sollten Art und Verbreitung von Schadstoffbelastungen im 

Untergrund und die finanziellen Aufwendungen für Maß-

nahmen zur Gefahrenabwehr bedacht werden.

1.1	 ALTLASTEN IN DER BAULEITPLANUNG

Es ist in einer dynamisch sich entwickelnden Gesell-

schaft nichts Außergewöhnliches, wenn unbrauchbar oder 

unrentabel gewordene Industrie- und Gewerbeanlagen 

aufgegeben und durch neue ersetzt werden. Viele Inve-

storen bevorzugen jedoch für ihre Vorhaben eher „neue“ 

Standorte „auf der grünen Wiese“, sodass für viele vormals 

gewinnbringend genutzte Flächen kaum Nachnutzer ge-

funden werden können. Das ist nicht immer verständlich, 

denn „gebrauchte“ Flächen haben gegenüber Neuflächen 

nicht nur Hemmnisse, sondern bieten auch bedeutsame 

Chancen, wie Tabelle 6 aufzeigt. Vor allem kann durch ad-

äquate Umnutzung gebrauchter Standorte die wirtschaftli-

che Entwicklung und Siedlungsstruktur einer Kommune 

verbessert oder wenigstens positiv gesteuert werden. 

Die Wiedernutzbarmachung von Brachflächen (Flächen-

recycling) ist im Rahmen der notwendigen Verringerung 

des Flächenverbrauchs ein zentrales Ziel der Landesre-

gierung. Der Bundesgesetzgeber hat dazu seit 2007 in 

der Bauleitplanung über § 13a BauGB die Möglichkeit 

eines Bebauungsplans der Innenentwicklung mit einem 

beschleunigten Verfahren geschaffen. 

Selten sind gebrauchte Gewerbe- und Industriebrachen 

durchgehend in gleicher Art und Weise schadstoffbela-

stet, sondern weisen Unterschiede auf. Die planerischen 

Vorstellungen für künftige Nutzungen bestehen ihrer-

seits meist aus verschiedenen Nutzungselementen, die 

in frühen Planungsstadien häufig noch räumlich variabel 

sind. Diese Variationsmöglichkeiten eröffnen Chancen 

zur Minimierung schadstoffbedingter Mehraufwendungen, 

beispielsweise durch:

Platzierung von empfindlichen Nutzungen auf unbe-��

lasteten Flächen,

Verwendung von Oberflächenversiegelungen der ��

künftigen Nutzung, wie Verkehrs- und Parkflächen 

oder Hallen, zur Abschirmung von Schadstoffemis-

sionen oder -immissionen,

Minimierung des „entsorgungsrelevanten“ Erdaus-��

hubs.

Teil 3: 	 Schadstoffbelastete Flächen und Bauleitplanung
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Erfahrene Sachverständige für Altlastenbearbeitung kön-

nen die finanziellen Mehraufwendungen für die altlastbe-

dingte Gefahrenabwehr für bestimmte Nutzungsszenarien 

abschätzen. Deshalb sollten sie möglichst frühzeitig - so-

lange die künftigen Nutzungsszenarien noch variabel sind 

- bei den planerischen Überlegungen zu Folgenutzungen 

einbezogen gezogen werden.

Angesichts der Unterschiedlichkeit möglicher Fallkon-

stellationen bei Schadstoffbelastungen, den möglichen 

Gefahrenabwehrmaßnahmen und den Zielvorstellungen 

zur künftigen Raum- und Standortnutzung gibt es keine 

einfachen oder universellen „Kochrezepte“. 

Das Spannungsfeld zwischen unterschiedlichen Zielvor-

stellungen und Möglichkeiten der Realisierung ist von den 

am Prozess Beteiligten, wie politische Entscheidungsgre-

mien, Planungsstellen und Behörden, nur einzelfallspezi-

fisch lösbar. Angesichts der Komplexität der Problematik 

wird es sich dabei in aller Regel um einen iterativen 

Planungsprozess handeln, bei dem zunächst einfache Sze-

narien angenommenen werden, die danach hinsichtlich 

ihrer Wirkungen und Kosten vergleichend untersucht 

und durch Variation sukzessive verbessert werden bis ein 

konsensfähiges Optimum erreicht ist. Dabei sind die Beur-

teilung der Kosten und eine zuverlässige Wertermittlung, 

wie sie in den Teilen 1 und 2 beschrieben sind, in allen 

Planungsstufen von essenzieller Bedeutung.

Tabelle 6: 	Chancen und Hemmnisse von Gewerbe- und Industriebrachen für die Kommunalentwicklung 
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1.2	 ALTLASTEN BEI EINZELBAUVORHABEN

Warnungen vor unabsehbaren Folgekosten durch Schad-

stoffbelastungen der früheren Nutzung machen - wie 

erwähnt - gebrauchte Gewerbe  und Industriestandorte 

für Investoren wenig interessant. Dabei können solche 

Standorte wesentliche Vorteile gegenüber Neuflächen „auf 

der grünen Wiese“ aufweisen, die eventuell vorhandene 

altlastbedingte Nachteile mehr als aufwiegen. Chancen 

und Risiken oder Nachteile von Gewerbe- und Industrieb-

rachen gegenüber Naturflächen für Eigentümer, poten-

zielle Nutzer und Investoren sind in Tabelle 7 einander 

gegenübergestellt.

Bei innerstädtischen Altlasten sind die Standortvorteile 

gegenüber abseits gelegenen Naturflächen häufig evident 

und wiegen die Nachteile durch altlastbedingte „Hinter-

lassenschaften“ der früheren Nutzung oft deutlich auf. 

Weil schadstoffbedingte Mehraufwendungen nur einen 

untergeordneten Anteil am gesamten Investitionsvolumen 

haben, werden derartige „Filet-Stücke“ erfahrungsgemäß 

sehr rasch nach Aufgabe der ursprünglichen Nutzung um- 

oder wiedergenutzt,. 

Im Außenbereich stehen gebrauchte Flächen oft in direk-

ter Konkurrenz zu Neuflächen. Hier kann und sollte ihre 

Konkurrenzfähigkeit durch städteplanerische Vorgaben 

bzw. Erleichterungen verbessert werden. 

Ein Beispiel für die Wichtigkeit von Kostenüberlegun-

gen im Zusammenhang mit der künftigen Nutzung zeigt 

Abbildung 4. Insbesondere zeigt es die Abhängigkeit des 

Grundstückswerts von Nutzungsart und erforderlichem 

Sanierungsbedarf. Im Beispiel links beträgt der Bodenwert 

bei gewerblicher Nutzung 100,- €/m2. Die Gefahrenab-

wehr im Hinblick auf diese spezielle Nutzung, die u. a. 

den Verzicht auf Unterkellerungen voraussetzt, erfordert 

Kosten in Höhe von 15,- €/m2. Es ver-bleibt ein Boden-

wert von nominal 85,- €/m2. Im Beispiel rechts beträgt 

der Bodenwert bei Wohnbebauung 300,- €/m2. Allerdings 

betragen die Kosten für die Abwehr altlastbedingter 

Gefahren bei dieser sensibleren Nutzungsart 280,- €/m2, 

weil beispielsweise die Kontamination in weiten Berei-

chen ausgekoffert und durch sauberes Material ersetzt 

werden muss. Es verbleibt ein Bodenwert von nominal  

20,- €/m2. Der Vergleich zeigt, dass die zunächst erstre-

benswert erscheinende Nutzungsart „Wohnbebauung“ zur 

„Kostenfalle“ werden kann. Er unterstreicht die essenzielle 

Bedeutung einer Kostenbetrachtung im Planungsstadium 

vor planerischer Festschreibung bestimmter Nutzungsar-

ten bei Flächenplanungen. 

Tabelle 7: 	Chancen und Risiken oder Nachteile von Gewerbe- und Industriebrachen gegenüber unbelasteten Flächen für Eigentümer, potenzielle 

	 Nutzer und Investoren



37©LUBW      Schadstoffbelastete Flächen und Bauleitplanung

2	 BERÜCKSICHTIGUNG VON SCHADSTOFFBELASTUn- 

	 GEN IN DER BAULEITPLANUNG UND BEI EINZELBAU-_ 

	 VORHABEN

Viele gelungene Beispiele belegen, dass die Kosten für die 

altlastbedingte Gefahrenabwehr reduziert werden können, 

wenn die Art der Folgenutzung oder das konkrete Bau-

projekt auf die Art der vorhandenen Schadstoffbelastung 

abgestimmt wird. Wichtig ist das gute Zusammenwirken 

aller beteiligten Stellen und Sachverständigen, wobei 

Alternativen zu betrachten sind und ein konsensfähiges 

Optimum meistens am Ende eines stufenweisen und 

iterativen Planungsprozesses erreicht wird. Auf  einzelne 

Gesichtspunkte, die dabei berücksichtigt werden sollten, 

wird im Folgenden näher eingegangen. 

2.1	 BAULEITPLANUNG

2.1.1	 UMWELTGESICHTSPUNKTE 

Das Bauplanungsrecht regelt Ziele, Zuständigkeiten und 

Vorgehensweise bei der Aufstellung von Bauleitplänen. 

Eine vollständige Darstellung dieses weit verzweigten 

Rechtsbereichs mit allen Zuständigkeiten würde den 

Rahmen der Schrift sprengen. Der Planungs- und Abstim-

mungsprozess für Bauleitpläne, d. s. Flächennutzungspläne 

und Bebauungspläne, in politischen und behördlichen 

Gremien ist - gerade im Innenbereich - komplex. Die in 

Abbildung 10 dargestellten wichtigen Bearbeitungsstufen 

bei der Aufstellung eines Bebauungsplans nach BauGB 

sollen dies unterstreichen. Wichtig ist, dass bei der Aufstel-

lung von Bauleitplänen neben vielen weiteren Belangen 

auch der Umweltschutz zu betrachten ist. Insbesondere 

sind in einem „Umweltbericht“ die Auswirkungen der Pla-

nung auf Natur und Umwelt (und damit auch auf Boden 

und Gewässer) zu beschreiben.

2.1.2	 ABSTIMMUNG DER PLANERISCHEN ZIELE UND VOR- 

	 GABEN UNTER ALTLASTGESICHTSPUNKTEN

Die planende Gemeinde muss sich im Rahmen der Auf-

stellung von Bauleitplänen  auch mit dem Thema Boden-

verunreinigungen befassen, falls dazu Anlass besteht. Ins-

besondere muss erkennbar werden, ob und unter welchen 

erkennbaren Risiken auf Grundstücken gebaut werden 

kann oder nicht. 

Abbildung 9: Beispiel für die Änderung des Bodenwerts bei verschiedenen Nutzungen, die sich hinsichtlich ihrer Empfindlichkeit gegenüber 

 	     Schadstoffbelastungen unterscheiden
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Schadstoffbelastungen des Untergrunds können von un-

terschiedlicher Relevanz für künftige Nutzungsarten sein. 

Beispielsweise können sie auf Wohn- oder Freizeitnutzun-

gen anders wirken und andere Schutzmaßnahmen erfor-

dern als auf Gewerbe- und Industriegebiete. Deshalb ist 

beispielsweise abzuklären:

 

Ist auf der Fläche die vorgesehene Art der Bebauung ��

möglich? 

Welche Gefahren können gegebenenfalls auftreten? ��

Wie können Gefahren gegebenenfalls abgewehrt wer-��

den, damit keine Beeinträchtigungen für die Nutzer 

der Fläche zu befürchten sind? 

Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind gemäß BauGB 

mögliche Bodenbelastungen so zu berücksichtigen, dass 

insbesondere die allgemeinen Anforderungen an gesunde 

Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewahrt werden. 

Bei der Bauleitplanung sollen schon in möglichst frühen 

Entwicklungs- und Planungsstadien die möglichen Be-

einträchtigungen der künftigen Nutzung durch Altlasten 

untersucht, bewertet und entschieden werden. 

Anhaltspunkten für Schadstoffbelastungen muss der Trä-

ger des Bauleitplanverfahrens nachgehen und die zuständi-

ge Bodenschutz  und Altlastenbehörde um Stellungnahme 

zu den konkreten Auswirkungen bitten. 

Erforderlichenfalls sind Untersuchungen in Anlehnung an 

die BBodSchV zu veranlassen. Dabei sind neben Art und 

Umfang der Verunreinigung die Auswirkungen der ermit-

telten Bodenbelastungen auf die beabsichtigte Nutzung zu 

untersuchen und gegebenenfalls Handlungsoptionen zur 

Vermeidung oder Verminderung dieser Einwirkungen auf-

zuzeigen. Zuständig für diese Untersuchungen ist bei der 

so genannten Angebotsplanung in der Regel die Gemein-

de, bei der Nachfrageplanung der Initiator, beispielsweise 

der Grundstückseigentümer oder ein Investor. 

Es ist zweckmäßig, in einem ständigen Austausch zwischen 

den am Entscheidungsprozess Beteiligten eventuell auf-

tretende Fragen zur Realisierbarkeit der Plankonzeption 

möglichst frühzeitig zu behandeln. Es muss geklärt wer-

den, ob eine Planung wie gewünscht fortgesetzt werden 

kann, modifiziert werden muss oder gar nicht möglich 

ist. Spätestens bei der Anhörung der Träger öffentlicher 

Belange im Verfahren muss die Realisierbarkeit der geplan-

ten Nutzung geklärt sein. 

Die Berücksichtigung von Bodenverunreinigungen in der 

Bauleitplanung erfolgt grundsätzlich nach dem Baupla-

nungsrecht. Nur soweit hier keine Regelung erfolgt, findet 

das Bodenschutzrecht Anwendung. 
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Abbildung 10: Die wesentlichen Bearbeitungsstufen bei der Aufstellung von Bebauungsplänen entsprechend den Vorschriften  

	          des BauGB [MENZEL 2007] 
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Im Baugesetzbuch bzw. im Bauplanungsrecht liegen keine 

gesonderten Schadstoffkonzentrationswerte vor als Grund-

lage für die Entscheidung über Erheblichkeit oder Gefähr-

lichkeit von Stoffkontaminationen. Hilfsweise werden die 

nach Wirkungspfaden und Nutzungen differenzierten Vor-

sorge-, Prüf- und Maßnahmenwerte der BBodSchV heran-

gezogen. Im Mustererlass der Fachkommission „Städtebau“ 

[ARGEBAU 2001] wird zur Anwendung von Prüfwerten 

unter Kap. 2.1.3 ausgeführt: „Soweit die Zielsetzung der Bau-

leitplanung über die Gefahrenabwehr hinausgeht und eine umfassende, 

vorsorgende Gestaltungsaufgabe begründet, kann es im Sinne der planeri-

schen Optimierung der Flächennutzung sinnvoll sein, auch auf nur gering 

belasteten Flächen keine empfindlichen Nutzungen vorzusehen, wenn 

Nutzungsalternativen vorhanden sind. Grundsätzlich ist anzustreben, 

die Prüfwerte so weit wie möglich zu unterschreiten.“ Das Baupla-

nungsrecht weist in Hinblick auf Bodenbelastungen einen 

vom Bodenschutzrecht abweichenden Blickwinkel auf. 

Die im Bauplanungsrecht im Vordergrund stehende Si-

cherung von gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnissen 

bewirkt, dass mit der Ausweisung von Bauland eine ge-

genüber Dritten verbindliche Aussage zur unbedenklichen 

Nutzung im vorgegebenen Rahmen verbunden ist.  Das 

„bauleitplanerische Vorsorgeprinzip“ bewirkt, dass ein 

Bauleitplan nicht nur keine städtebaulichen Missstände 

oder Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Be-

lästigungen im Sinne einer schädlichen Bodenveränderung 

oder Altlast nach BBodSchG hervorrufen oder festschrei-

ben darf, sondern er bereits unterhalb dieser Schwelle 

Schutz vor Gefahren, unzumutbaren Nachteilen und Belä-

stigungen zu gewährleisten hat.

2.1.3	 ABWÄGUNG IM RAHMEN DES VERFAHRENS

Im Rahmen der Abwägung im Bauleitplanverfahren sind 

bei festgestellten und behördlich bewerteten bzw. be-

urteilten Bodenbelastungen im Wesentlichen folgende 

Entscheidungen möglich:

Weiterführung des Verfahrens mit dem bisherigen ��

Inhalt, wenn die Bodenbelastung unbedeutend oder 

mit der Art der Nutzung vereinbar ist,

Weiterführung des Verfahrens bei einer öffent-��

lichrechtlichen Sicherung oder Sanierung (bei-

spielsweise durch einen städtebaulichen Vertrag), 

Änderung des vorgesehenen Planinhaltes, sodass die ��

geänderte Nutzung mit der Bodenbelastung vereinbar 

ist, beispielsweise durch Nachfrageplanung,

zeitweilige Unterbrechung des Verfahrens, bis die ��

Sanierung erfolgt ist,

Kennzeichnung der Bodenbelastung und Weiterfüh-��

rung des Verfahrens, soweit die erforderlichen Maß-

nahmen einem nachfolgenden Verwaltungsverfahren 

(Baugenehmigungsverfahren) überlassen werden kön-

nen, beispielsweise durch Angebotsplanung, wobei 

im Rahmen der Abwägung geprüft und sichergestellt 

werden muss, dass die erforderliche Sanierung tech-

nisch, rechtlich und finanziell darstellbar ist, 

Einstellung des Verfahrens, wenn beispielsweise die ��

Realisierung der Bauleitplanung in keinem vernünfti-

gen Kosten- und Nutzenverhältnis steht.

Für die Abwägung kann es erforderlich werden, die schad-

stoffbedingte Wertminderung aufgrund der Boden- oder 

Grundwasserbelastungen für die beabsichtigte Nutzung 

zu ermitteln. 

Falls eine zunächst vorgesehene Nutzung nur mit ho-

hen Aufwendungen für Maßnahmen zur Gefahrenabwehr 

möglich ist, wenn also aufgrund der schadstoffbedingten 

Wertminderung ein ungünstiges Kosten-Nutzen-Verhält-

nis absehbar ist, sollten die planerischen Überlegungen 

iterativ für geeignete weniger empfindliche Nutzungen 

weitergeführt werden. 

2.2	 EINZELBAUVORHABEN

Hat sich die für die Bauleitplanung zuständige Stelle mit 

der Altlastproblematik befasst, spielt es im Weiteren keine 

Rolle, ob der Bauwillige im späteren Baurechtsverfahren 

eine Baugenehmigung für sein Bauvorhaben beantragt 

oder im so genannten Kenntnisgabeverfahren baut, weil 

die Situation des Standorts bearbeitet und im Feststel-

lungsverfahren bewertet wurde. Sollten indes – aus wel-

chen Gründen auch immer – beim Investor, Bauwilligen 

oder Kreditgeber Zweifel an der schadstoffspezifischen 

Bewertung in kommunalen Bauleitplänen vorhanden 

sein, kann beim Kenntnisgabeverfahren eine weitere Klä-

rung unter Einschaltung der Bodenschutz- und Altlasten- 
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behörde empfehlenswert sein, denn hier wird - anders 

als beim Baugenehmigungsverfahren6 – die Bodenschutz- 

und Altlastenbehörde regulär nicht eingeschaltet. 

Bauherrn wird eine Kontaktaufnahme mit der Boden-

schutz- und Altlastenbehörde empfohlen, wenn Hinweise 

auf Belastungen des Untergrunds oder der Bausubstanz 

vorliegen. Über dabei gewonnene Erkenntnisse sind gege-

benenfalls Kreditgeber zu informieren.

Neben der Frage der Altlastenproblematik ist stets zu be-

achten, dass auch die Frage der Entsorgung von Bauschutt 

und Aushubmaterial im Zusammenhang mit einer mögli-

chen Bebauung geklärt werden muss 

Als orientierende Grundlage für den Umgang mit konta-

minierten Flächen im Rahmen der Bauleitplanung kann 

der erwähnte „Mustererlass zur Berücksichtigung von Flä-

chen mit Bodenbelastungen, insbesondere Altlasten, bei 

der Bauleitplanung und im Baugenehmigungsverfahren“ 

der Fachkommission „Städtebau“ [ARGEBAU 2001] her-

angezogen werden. Es erfolgt darin eine Beschreibung von 

konkreten Regeln bei Aufstellung solcher Bauleitpläne 

sowie von Instrumenten des Bau- und Planungsrechtes.

In jedem Fall sollten Bauwillige oder Investoren allen 

Anhaltspunkten auf Bodenverunreinigungen im eigenen 

Interesse frühzeitig nachgehen, damit die möglichen 

Auswirkungen auf das vorgesehene Bauvorhaben und 

die Rentabilität des Projekts abgeschätzt werden können. 

Dies gilt sowohl innerhalb als auch außerhalb von Bauleit-

plänen. Verdachtsmomente auf Altlasten und auskunftge-

bende Stellen sind in Teil 1 behandelt. Bei begründetem 

Verdacht sollte eine gutachterliche Stellungnahme zur 

Realisierbarkeit, Rentierlichkeit und Finanzierbarkeit eines 

Vorhabens eingeholt werden. 

2.3 	 FLÄCHENRECYCLINGGEBIETE

Eine besondere Bedeutung haben Flächenrecyclinggebie-

te, d. s. großflächige innerstädtische Industriebrachen, wie 

großflächige Produktionsstätten, ehemalige Bahn- und 

Postgelände oder bestimmte Kasernen. Diese sind erfah-

rungsgemäß nicht gleichartig über die gesamte Fläche, 

sondern örtlich unterschiedlich kontaminiert. Hier muss 

es gelingen, das Planungsgebiet durch eine differenzierte 

Betrachtung der vorhandenen Schadstoffbelastungen und 

der planerischen Bedürfnisse in geeignete Teilbereiche zu 

unterteilen. Es werden also je nach Schadstoffbelastungs-

situation und übergeordneten planerischen Gesichtspunk-

ten konkreten Bereichen jeweils bestimmte Nutzungen 

zugewiesen, die danach parzelliert in einem so genannten 

Flächenvermarktungsplan angeboten werden. Im Flächen-

vermarktungsplan sollten parzellenscharf der Handlungs-

bedarf zur Realisierung der vorgesehenen Nutzung und 

die jeweiligen Bodenwerte dargestellt werden, während 

Verkehrswerte separat ausgewiesen werden. 

Auch bei der Aufstellung eines Flächenvermarktungsplans 

kann ein iteratives Vorgehen zu einer optimierten Lösung 

führen. So kann z.B. bei Änderung der städtebaulichen 

Nutzungsvorgaben die erforderliche Sanierung von Altla-

sten oder die Entsorgung oder Verwertung von Boden und 

damit auch der Bodenwert angepasst werden. Soll dagegen 

der Bodenwert verändert werden, so führt dies in der Re-

gel auch zu Nutzungsänderungen. Sowohl Planungsvorga-

ben als auch der Bodenwert sind, unter Berücksichtigung 

von Altlasten und Bodenverunreinigung Stellschrauben 

für Planung und Kosten. Diese drei Komponenten beein-

flussen sich gegenseitig.

______________________________
6 Im Baugenehmigungsverfahren wird die Bodenbehörde regel-
mäßig nur bei Verdachtsmomenten eingeschaltet. Zwar ist die 
Altlastenproblematik in der Bauleitplanung zu berücksichtigen. 
Häufig treten aber konkrete Einzelfragen auf, die erst bei der 
Umsetzung, also beim Baugenehmigungsverfahren, geklärt wer-
den können.
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3	 BEISPIEL FÜR DIE WERTERMITTLUNG EINES SCHAD- 

	 sTOFFBELASTETEN GRUNDSTÜCKS IM HINBLICK AUF 

	DIE  KÜNFTIGE NUTZUNG

Die Vorgehensweise bei der Wertermittlung eines schad-

stoffbelasteten Einzelstandorts im Rahmen einer Bauleit-

planung wird nachfolgend an der Fläche eines stillgelegten 

metallverarbeitenden Betriebes dargestellt, auf dem künf-

tig Wohnbauten erstellt werden sollen. 

Alle aufgeführten Mengen und Kostenansätze sind bei-

spielhaft gewählt und gerundet. Sie dienen lediglich der 

Erläuterung der Methode. Aus ihnen können keine Richt-

werte abgeleitet werden. 

3.1	 SITUATION

Über einen Zeitraum von mehr als 30 Jahren wurde das Be-

wertungsobjekt durch einen metallverarbeitenden Betrieb 

genutzt. Die Gesamtfläche beträgt 2.500 m². Einige Werk-

hallen wurden nach Betriebsstilllegung bis Bodengleiche 

abgebrochen, während die unterirdischen Bauwerksteile, 

wie Bodenplatte und Fundamente, erhalten blieben. 

Auf Grund der Art der früheren Tätigkeit bestand Ver-

dacht auf eine Kontamination des Untergrunds, der im 

Rahmen einer orientierenden Untersuchung (OU) be-

stätigt wurde. Infolgedessen veranlasste der Eigentümer 

eine Detailuntersuchung (DU). Sie ergab ungleichförmig 

verteilte Schadstoffbelastungen durch Schwermetalle in 

Verbindung mit einem erhöhten pH-Wert im Bereich der 

abgebrochenen Werkhallen und im unbefestigten Außen-

bereich auf einer Fläche von ungefähr 400 m² bis in Tiefen 

bis etwa 2 m unter Geländeniveau. Schadstoffbelastungen 

wurden vor allem im Bereich von Abwasserleitungen, 

Kontrollbecken und einem Sammelschacht sowie am 

Grundstücksrand und in einem unmittelbar an das Be-

wertungsobjekt angrenzenden Areal gefunden. Teilweise 

sind die Belastungszonen mit unkontaminiertem Boden 

überdeckt.

Die kontaminierten Bereiche wurden daraufhin mit einer 

provisorischen Oberflächenabdichtung bzw. einer Über-

dachung versehen, um eine Mobilisierung von wasserlös-

lichen Schadstoffen durch Niederschlagswasser zu verhin-

dern und das anstehende Grundwassers zu schützen. Das 

Gelände ist eingezäunt und wird nicht genutzt. Insofern 

besteht derzeit keine Gefahr für Menschen, beispielsweise 

durch direkten Schadstoffkontakt. 

Abbildung 11 zeigt im Lageplan das Bewertungsobjekt mit 

den Betriebsgebäuden und Anlagen, sowie Bereiche mit 

umweltrelevanter Betriebstätigkeit. 

3.2	 ERMITTLUNG DER SCHADSTOFFBEDINGTEN WERT- 

	 MINDERUNG

Wie in Teil 2 dargestellt gehört die Abwehr von Gefah-

ren und Nachteilen durch Schadstoffkontaminationen zu 

Tatbeständen, die den Wert eines Grundstücks beeinflus-

sen. Deshalb müssen bei der Wertermittlung die dafür 

entstehenden Kosten auf der Basis marktüblicher Preise 

auf den Wertermittlungsstichtag bezogen und in Abzug 

gebracht werden. Ferner müssen alle Verpflichtungen 

oder Einbußen, die sich aus der Kontamination ergeben, 

berücksichtigt werden.

Abbildung 11: Lageplan des schadstoffbelasteten Bewertungsobjekts 
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Für die Abwehr von Gefahren durch Schadstoffkontamina-

tionen gibt es häufig mehrere Alternativen, die sich in Ko-

sten und Wirkung unterscheiden. Selten ist von vornherein 

erkennbar, welche Alternative die günstigste ist, auf deren 

Basis der Verkehrswert zu ermitteln ist. Deshalb müssen 

Alternativen untersucht und bewertet werden. Nachfol-

gend wird die Vorgehensweise bei der Wertermittlung am 

Beispiel von zwei Sanierungsalternativen gezeigt, die beide 

die vorgesehene städtebauliche Nutzung ermöglichen.

Alternative A – Sicherung 

Die Fläche der ehemaligen Werkhallen wird als Stellfläche 

und Fahrweg für Kraftfahrzeuge hergerichtet und mit ei-

nem wasserdichten Belag (Gussasphalt) versehen. Dieser 

Belag ersetzt die provisorische Abdichtung und verhindert 

künftig die Mobilisierung von wasserlöslichen Schadstof-

fen durch Niederschlagswasser. Es wird mit einer voraus-

sichtlichen Nutzungsdauer des Objekts von 100 Jahren 

gerechnet. Die Verschleißschicht der Gussasphaltdecke 

wird jedoch trotz regelmäßiger Unterhaltung nach etwa 

50 Jahren vollständig zu erneuern sein. Dies wird bei der 

Kostenermittlung berücksichtigt. Weitere Kosten entste-

hen für die ordnungsgemäße Restbeseitigung von stören-

den Abwasserleitungen und –anlagen, Fundamenten und 

Gründungen. Unkontaminierte Bauten, wie das ehemalige 

Bürogebäude, werden künftig als Wohnungen genutzt. 

Der ehemals unbefestigte Außenbereich sowie belastete 

Bereiche des Nachbargrundstücks werden mit einer aus-

reichend mächtigen Schicht aus unkontaminiertem Boden 

überdeckt, die ausreichenden Schutz gegen direkten Kon-

takt bei Aufenthalt von Menschen bietet. Dem hat der 

Eigentümer des benachbarten Grundstücks zugestimmt. 

Die gesicherte Fläche wird als B-Fall mit ‚Entsorgungsrele-

vanz’ im Bodenschutzkataster geführt, d. h. eventuell 

anfallender Erdaushub darf nicht unkontrolliert abgelagert 

oder beseitigt werden.

Die prinzipielle Vorgehensweise bei der Ermittlung der 

schadstoffbedingten Wertminderung ist in Tabelle 8 dar-

gestellt.

Tabelle 8:	 Prinzipielle Vorgehensweise bei der Ermittlung der schadstoffbedingten Wertminderung dargestellt an einem Beispiel für  

	 Sanierungsvariante A 



44 Wertermittlung von kontaminierten Flächen      ©LUBW

Alternative B – Dekontamination 

Alle Bodenverunreinigungen, auch die des benachbar-

ten Grundstücks werden ausgehoben, entsorgt und die 

Aushubbereiche mit einwandfreiem Material – soweit für 

die Folgenutzung erforderlich - wiederverfüllt (Sanierung 

durch Bodenaustausch). Noch vorhandene Bauwerksreste 

werden beseitigt. Eine Wohnnutzung ist auf dem gesamten 

Grundstück uneingeschränkt möglich. Die Fläche wird 

nach der Dekontamination weder im Altlasten- noch im 

Bodenschutzkataster geführt. 

Die prinzipielle Vorgehensweise bei der Ermittlung der 

schadstoffbedingten Wertminderung ist in Tabelle 9 dar-

gestellt.

3.3	 ALTERNATIVENVERGLEICH

Bei Alternative A können Teile der Fläche nach Abschluss 

der Sicherung nur in bestimmter Art und Weise genutzt 

werden, beispielsweise als Park- und Verkehrsfläche. Dies 

muss beim Verkehrswert berücksichtigt werden. Der Sach-

verständigen für Wertermittlung beziffert – ohne dass hier 

näher auf Einzelheiten der Berechnung eingegangen wird 

– den Wert der Fläche auf 500.000 €. Davon ist die altlast-

bedingte Wertminderung in Höhe von 160.000 € in Abzug 

zu bringen, sodass als Verkehrswert € 340.000 verbleiben. 

Bei Alternative B bestehen nach Abschluss der Dekonta-

mination keine altlastbedingten Nutzungseinschränkun-

gen. Daher wird der Wert vom Sachverständigen für 

Tabelle 9:	 Prinzipielle Vorgehensweise bei der Ermittlung der schadstoffbedingten Wertminderung dargestellt an 

	 einem Beispiel für Sanierungsvariante B

Wertermittlung – ohne dass hier näher auf Einzelheiten 

eingegangen wird – auf 630.000 € beziffert. Davon ist die 

altlastbedingte Wertminderung in Höhe von € 360.000 in 

Abzug zu bringen, sodass ein Verkehrswert von € 270.000 

verbleiben. 

Bei diesem Beispiel bleibt der Verkehrswert der dekonta-

minierten Fläche (Variante B) trotz besserer Standortnutz-

barkeit unter dem Verkehrswert der gesicherten und in 

ihrer Nutzbarkeit eingeschränkten Fläche (Variante B).  

Als Verkehrswert würde man in diesem Fall den Restwert 

der Alternative A wählen, der im gewöhnlichen Geschäfts-

verkehr die Grundlage für Preisverhandlungen bildet. Vom 

Sachverständigen für Wertermittlung wäre unter Berück-

sichtigung der Marktlage zu prüfen, ob und gegebenenfalls 

in welcher Höhe dieser Wert um einen merkantilen Min-

derwert zu reduzieren ist. 

Wenn der Pfand- oder Beleihungswert zu ermitteln ist, 

kann es zum Schutz des Kreditgebers angezeigt sein, den 

Restwert der Alternative B als Basis seiner Kalkulation 

einzusetzen.

Am dargestellten Beispiel sollte die grundsätzliche Vor-

gehensweise bei der Bestimmung der altlastbedingten 

Wertminderung gezeigt werden. Allgemeine Schlussfolge-

rungen zu Art und Umfang von Sanierungen oder Preisen 

für bestimmte Leistungen sind daraus nicht ableitbar.
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Anhang 1: 	 Gesetze und Verordnungen (Auswahl)

ArbSchG Gesetz über die Durchführung von Maßnahmen des Arbeitsschutzes zur Verbesserung der Sicherheit und des 

Gesundheitsschutzes der Beschäftigten bei der Arbeit (Arbeitsschutzgesetz) vom 07.08.1996 (BGBl I. S. 1246), zuletzt 

geändert durch Art 227 der Neunten ZuständigkeitsanpassungsVO  vom 31.10.2006 (BGBl. I S. 2407)

BauGB Baugesetzbuch, i. d. F. der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Art. 1 des 

Gesetzes zur Erleichterung von Planungsvorhaben für die Innenentwicklung vom 21.12.2006 (BGBl. I. S. 3316)

BauNVO Verordnung über die bauliche Nutzung von Grundstücken i. d. F. der Bekanntmachung vom 23.01.1990  

(BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Art. 3 des Investitionserleichterungs- und WohnbaulandG vom 22.04.1993 

(BGBl. I. S. 466)

BaustellV Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz auf Baustellen (Bausstellenverordnung), vom 10. 

Juni 1998 (BGBl. I S. 1283), zuletzt geändert durch Art. 15 der GefahrstoffVO-AnpassungsVO vom 13.12.2004  

(BGB l. I S. 3758)

BBodSchG Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten (Bundes-

Bodenschutzgesetz)  vom 17. März 1998 (BGBl. I S. 502, zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes zur Anpassung von 

Verjährungsfristen an das Gesetz zur Modernisierung des Schuldrechts vom 09. 12. 2004, (BGBl. I  S.3214)

BBodSchV Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung, in der Fassung vom 12.07.1999 (BGBl. I S. 1554) zuletzt 

geändert durch Art 2 der VO zur Anpassung der GefahrstoffVO an die EG-Richtlinie 98/24/EG und andere Richtlinien 

vom 23.12.1004 (BGBl. I S. 3758)

BelWertV Verordnung über die Ermittlung der Beleihungswerte von Grundstücken nach § 16 Abs. 1 und 2 des Pfand-

briefgesetzes (Beleihungswertermittlungsverordnung) vom 12.05.2006 (BGBl. I S. 1175)

BetrSichV Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Bereitstellung von Arbeitsmitteln und deren Be-

nutzung bei der Arbeit, über Sicherheit beim Betrieb überwachungsbedürftiger Anlagen und über die Organisation des 

betrieblichen Arbeitsschutzes (Betriebssicherheitsverordnung)  vom 27.09.2002 (BGBl. I S. 3777), zuletzt geändert durch 

Art. 5 der Verordnung zum Schutz der Beschäftigten vor Gefährdungen durch Lärm und Vibrationen vom 06.03.2007 

(BGBl. I S. 261)

ChemG Gesetz zum Schutz vor gefährlichen Stoffen vom 16.09.1980, neu gefasst durch Bekanntmachung vom 20.06.2002 

(BGBl. I S. 2090, zuletzt geändert durch Art. 231 der Neunten ZuständigkeitsanpassungsVO vom 31.10.2006 (BGBl. I 

S. 2407)

DepV Verordnung über Deponien und Langzeitlager vom 24.07.2002 (BGBl. I S. 2807), zuletzt geändert durch Art. 2 der 

VO zur Umsetzung der Ratsentscheidung zur Festlegung von Kriterien und Verfahren für die Annahme von Abfällen 

auf Abfalldeponien vom 13.12.2006 (BGBl. I S. 2860)
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DepVerwV Verordnung über die Verwertung von Abfällen auf Deponien über Tage (Deponieverwertungsverordnung) 

vom 25.07.2005 (BGBl. I S. 2252), zuletzt geändert durch Art. 3 der VO zur Umsetzung der Ratsentscheidung zur 

Festlegung von Kriterien und Verfahren für die Annahme von Abfällen auf Abfalldeponien vom 13.12.2006 (BGBl. I S. 

2860)

GefStoffV Verordnung zum Schutz vor Gefahrstoffen vom 23.12.2004 (BGBl. I S. 3758, 3759), zuletzt geändert durch 

Art. 442 der Neunten ZuständigkeitsanpassungsVO vom 31.10.2006 (BGBl. I S. 2407)

GG Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland vom 23.05.1949 (BGBl. S. 1), zuletzt geändert durch Gesetz zur 

Änderung des Grundgesetzes (Art. 22, 23, 33, 52, 72, 73, 74, 74a, 75, 84, 85, 87c, 91a, 91b, 93, 98, 104a, 104b, 105, 107, 

109, 125a, 125b, 125c, 143c) vom 28.08.2006 (BGBl. I S. 2034)

KrW-/AbfG Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen Beseitigung von 

Abfällen (Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz)  vom 27.09.1994 (BGBl. I S. 2705), zuletzt geändert durch Art. 7 des  

Gesetzes über die Öffentlichkeitsbeteiligung in Umweltangelegenheiten nach der EG-Richtlinie 2003/35/EG (Öffent-

lichkeitsbeteiligungsG) vom 9.12.2006 (BGBl. I S. 2819)

LAbfG Gesetz über die Vermeidung und Entsorgung von Abfällen und die Behandlung von Altlasten in Baden-

Württemberg (Landesabfallgesetz – LAbfG) in der Fassung vom 15.10.1996 (GBl. S. 617), zuletzt geändert durch § 46 

KommunalabgabenG vom 17.03.2005 (GBl. S. 206)

LBodSchAG Gesetz zur Ausführung des Bundes-Bodenschutzgesetzes Baden-Württemberg (Landes-Bodenschutz- und 

Altlastengesetz) vom 14. Dezember 2004 (GBl. S. 908)

MBW Ministerium für Bauen und Wohnen Nordrhein-Westfalen (1996): Richtlinie für die Bewertung und Sanierung 

PCB-belasteter Baustoffe und Bauteile in Gebäuden (PCB-Richtlinie)

PCB/PCT-AbfallvV-PCB/AbfallV Verordnung über die Entsorgung polychlorierter Biphenyle, polychlorierter Terphe-

nyle und halogenierter Monomethyldiphenylmethane vom 26.06.2000 (BGBl. I. S. 932)

PfandBG Pfandbriefgesetz vom 22.05.2005 (BGBl. I S. 1373)

REACH Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des Rats vom 18.12.2006 zur Registrierung, 

Bewertung, Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe (REACH), zur Änderung der Richtlinie 1999/45/EG und 

zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 793/93 des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1488/94 der Kommission, der 

Richtlinie 76/769/EWG des Rates sowie der Richtlinien 91/155/EWG, 93/67/EWG, 93/105/EG und 2000/21/EG der Kom-

mission (ABl. EU Nr. L 136 S.1)

UM (Umweltministerium Baden-Württemberg) (2007): Verwaltungsvorschrift des UM für die Verwertung von als Abfall 

eingestuftem Bodenmaterial vom 14.03.2007 (GABl. S. 172)

UmweltHG Umwelthaftungsgesetz in der Fassung vom 10. Dez. 1990 (BGBl. I S. 2634), zuletzt geändert durch Art. 9 

Abs. 4 des Gesetzes  vom 19.7.2002 (BGBl. I S. 2674)

USchadG Gesetz über die Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden  (Umweltschadensgesetz)  vom  10.05.2007 

(BGBl. I S. 666), geändert durch Art. 7 des Gesetzes vom 19.07.2007 (BGBl. I S. 1462)
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UVM (Umweltministerium Baden-Württemberg) (2007): Handlungshilfe für Entscheidungen über 

die Ablagerbarkeit PAK-, MKW-, BTXE-, LHKW-, PCB- , PCDD/F- und herbizidhaltiger Abfälle, 14.06.2007,  

http://www.um.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/3168/

UVM (2004): Vorläufige Hinweise zum Einsatz von Baustoffrecyclingmaterial), 13.04.2004, inkl. ergänzender Erlass und 

Vermerk vom 10.08.2004 und 12.10.2004, unveröffentlichter Erlass, erhältlich beim Industrieverband Steine und Erden 

Baden-Württemberg (ISTE), Fachgruppe Recycling-Baustoffe und Boden und dem Qualitätssicherungssystem Recycling-

Baustoffe Baden-Württemberg e.V. (QRB), Postfach 12 53, 73748 Ostfildern, http://www.qrb-bw.de

Verordnung über die Entsorgung von Altholz vom 15.08.2002 (BGBl. I S. 3302)

VwV Bodenmaterial Verwaltungsvorschrift des Umweltministeriums für die Verwertung von als Abfall eingestuftem 

Bodenmaterial vom 14.03.2007

VwV OW Gemeinsame Verwaltungsvorschrift des Ministerium für Umwelt und Verkehr und des Sozialministeriums 

über Orientierungswerte für die Bearbeitung von Altlasten und Schadensfällen vom 16.09.1993, i.d.F. vom 01.03.1998, 

GABl. Nr. 8 S. 295, außer Kraft getreten am 31.12.2000 durch Zeitablauf entsprechend der Bereinigungsanordnung des 

Innenministeriums Baden-Württemberg vom 16.12.1981 (GABl. 1982 S. 14)

WertV Verordnung über die Grundsätze für die Ermittlung der Verkehrswerte von Grundstücken (Wertermittlungs-

verordnung) vom 6.12.1998 (BGBl. I S. 2209) geändert durch Art. 3 des Bau- und Raumordnungsgesetzes 1998 vom 

18.08.1997 (BGBl. I S. 2081)

WertR Richtlinien für die Ermittlung der Verkehrswerte (Marktwerte) von Grundstücken (Wertermittlungsrichtlinien) 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 01.03.2006 (BAnz. Nr. 108a, ber. Nr. 121)

WG Wassergesetz für Baden-Württemberg in der Fassung der Bekanntmachung vom 20.01.2005 (GBl. S. 219, ber. S. 404), 

zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11.10.2005 (GBl. S. 668) 

WHG Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushaltes (Wasserhaushaltsgesetz) in der Fassung vom 19.08.2002 (BGBl. I S. 

3245); zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes zur Einführung einer Strategischen Umweltprüfung und zur Umset-

zung der Richtlinie 2001/42/EG (SUPG) vom 25.06.2005 (BGBl. I: S. 1746)
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- Anlage zur Entsorgung von gefallenem Vieh oder Tierkadavern. 

- sind alle beweglichen Sachen, die unter die in Anhang 1 zum Kreislaufwirtschafts- und 

Abfallgesetz (KrW-/AbfG) aufgeführten Gruppen fallen und deren sich ihr Besitzer ent-

ledigt, entledigen will oder entledigen muss. Der Besitzer muss sich beweglicher Sachen 

entledigen, wenn diese entsprechend ihrer ursprünglichen Zweckbestimmung nicht mehr 

verwendet werden. Abfall in diesem Sinne ist z.B. mit Schadstoffen belasteter Erdaushub, 

der im Zuge von Baumaßnahmen anfällt.

- in oder auf dem Boden gehören zu den Eigenschaften und der sonstigen Beschaf-

fenheit des Grundstücks, die bei der Wertermittlung berücksichtigt werden müssen  

(§ 5 Abs. 5 WertV). Häufig sind sie anthropogener Natur, wie à Altablagerungen oder be-

stimmte à Altlasten. Da sie oft in künstlichen oder natürlichen Hohlformen des Geländes 

erfolgten, sind sie heute nicht mehr ohne weiteres erkennbar.

- ist die finanzmathematische Umrechung von künftigen Aufwendungen auf den Bewer-

tungsstichtag. 

- ist ein finanzmathematischer Umrechungsfaktor zur Wertbestimmung von Kosten vor dem 

Bewertungsstichtag (Aufzinsung).

 

- sind stillgelegte Abfallbeseitigungsanlagen sowie sonstige Grundstücke, auf denen Abfälle 

behandelt, gelagert oder abgelagert worden sind.

à schadstoffbedingte Wertminderung

- sind Altablagerungen und Altstandorte, durch die schädliche Bodenveränderungen oder 

sonstige Gefahren für den Einzelnen oder die Allgemeinheit hervorgerufen werden.

à Bodenschutz- und Altlastenkataster

– sind Fachleute auf dem Gebiet der Altlastenbearbeitung, z. B. Sachverständige nach  

§ 18 BBodSchG oder erfahrene Ingenieure im Bereich der Altlastenbearbeitung.

- sind die Grundstücke stillgelegter Anlagen und sonstige Grundstücke, auf denen mit um-

weltgefährdenden Stoffen umgegangen worden ist, ausgenommen sind die dem Atomgesetz 

unterliegenden Anlagen.

Anhang 3	 Begriffsbestimmungen

Abdeckerei

Abfälle

Ablagerungen

Abzinsung

Akkumulierungsfaktor

Altablagerungen

Altlastbedingte Wert-

minderung

Altlasten

Altlastenkataster

Altlastensachverständige

Altstandorte
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- Gruppe leichtflüchtiger aromatischer Kohlenwasserstoffe, zu der Benzol, Toluol, Ethylben-

zol und Xylol gehören. Sie sind überwiegend gut wasserlöslich. BTEX werden aus Kohle 

und Erdöl durch thermische oder katalytische Prozesse gewonnen, z. B. in Kokereien oder 

Raffinerien. Sie gehören zu den meistverbreiteten chemischen Rohstoffen und werden un-

ter anderem in Kunststoffen, Synthesekautschukprodukten und Chemiefasern verwendet. 

Benzol und Toluol werden zur Erhöhung der Klopffestigkeit von Benzin eingesetzt. Xylole 

kommen als Lösungsmittel in Farben und Klebstoffen in den Handel. BTEX sind gesund-

heitsschädlich.

- ist die finanzmathematische Umrechnung von vorangegangenen Aufwendungen auf den 

Bewertungsstichtag.

- ist ein Begriff aus der Finanzmathematik und entspricht dem Wert, den eine terminierte 

Zahlung zu einem abweichenden (früheren oder späteren) Bewertungsstichtag besitzt. 

- ist das wichtigste Planungsinstrument zur Lenkung und Ordnung der städtebaulichen 

Entwicklung einer Gemeinde. Sie ist gegliedert in „vorbereitende“ (Flächenutzungsplan) 

und „verbindliche“ Bauleitplanung (Bebauungsplan). Aufgabe der Bauleitplanung ist die 

Vorbereitung und Leitung der baulichen und sonstigen Nutzung der Grundstücke in einer 

Gemeinde. Bauleitpläne sind von der Gemeinde aufzustellen. Sie sind den Zielen der Raum-

ordnung und Landesplanung anzupassen.

- wird von der Gemeinde aufgestellt und regelt beispielsweise Art und Maß der baulichen 

Nutzung, Größe der Baugrundstücke oder Verkehrsflächen.

- berücksichtigt das Risiko der Bank oder einem Kreditgeber für eine Liegenschaft, die als 

Sicherheit für ein Darlehen dient. Er ist üblicherweise geringer als der Verkehrswert.

à Schutz- und Beschränkungsmaßnahmen. 

- definiert den Umfang der erforderlichen Datenbasis für die à Bewertung einer Altlast in 

einzelnen Bearbeitungsstufen, z. B. BN 1 nach der Erfassung, BN 2 nach der orientierenden 

Untersuchung, BN 3 nach der Detailuntersuchung, BN 4 nach Vorliegen der Sanierungsun-

tersuchung und BN 5 nach Abschluss der Sanierung. 

- ist der für die Wertermittlung maßgebende Zeitpunkt. Auf ihn beziehen sich die örtlichen 

Gegebenheiten und die der Wertschätzung oder im Wertgutachten verwendeten Indizes.

- ist die obere überbaute oder nicht überbaute Schicht der Erdkruste einschließlich des 

Grundes stehender und fließender Gewässer. Je nach Anwendungszweck existieren davon 

abweichende Definitionen.

Aromatische Kohlen-

wasserstoffe (BTEX)

Aufzinsung

Barwert

Bauleitplanung

Bebauungsplan

Beleihungswert

Beschränkungsmaß- 

nahmen

Beweisniveau (BN)

Bewertungsstichtag

Boden
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- sind Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen, die geeignet sind, Gefahren, erhebliche 

Nachteile oder erhebliche Belästigungen für den Einzelnen und die Allgemeinheit herbei-

zuführen.

 

- ist die Eigenschaft des Bodens unterschieden in natürliche Funktion (Lebensraum etc.), 

Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte sowie Nutzungsfunktion (Lagerstätte, 

Landwirtschaft etc).

- Methode zur Sanierung von kontaminiertem Untergrund mit leicht flüchtigen Schadstof-

fen durch Absaugung der Bodenluft und sachgerechte Behandlung, z. B. durch Filterung 

mit Aktivkohle.

- ist ein durchschnittlicher Lagewert für den Boden unter Berücksichtigung seines Entwick-

lungszustands

- wird in Baden-Württemberg bei der Bodenschutz  und Altlastenbehörde geführt und 

enthält insbesondere Verdachtsflächen, schädliche Bodenveränderungen, altlastverdächtige 

Fläche und Altlasten

- bezeichnet den Wert des unbebauten bzw. (fiktiv) freigelegten Grundstücks, den das 

Grundstück unter der Fiktion besitzt, dass wesentliche Bestandteile nicht vorhanden sind. 

Man spricht auch vom "reinen Bodenwert" oder "Würde-wenn-Bodenwert" (Wert, der sich 

ergeben würde, wenn das Grundstück unbebaut wäre).

- sind vormals genutzte Flächen, die derzeit nicht oder unter ihrem Wert genutzt werden. 

Die Gründe dafür sind vielfältiger Natur. Häufig wird ihre Wiedernutzung erschwert durch 

vermutete oder tatsächlich nachgewiesene Kontaminationen als Folge der früheren Nut-

zung.

- ist die Beseitigung oder Verringerung von Schadstoffgehalten in Boden oder Gewässern bis 

zu einem tolerierbaren Restgehalt. 

- Vertiefte weitere Untersuchung zur abschließenden Gefährdungsabschätzung, die ins-

besondere der Feststellung von Menge und räumlicher Verteilung von Schadstoffen, ihrer 

mobilen oder mobilisierbaren Anteile, ihrer Ausbreitungsmöglichkeiten in Boden, Gewäs-

ser und Luft sowie der Möglichkeit ihrer Aufnahme durch Menschen, Tiere und Pflanzen 

dient. 

-  Ausgleich eines Konzentrationsunterschiedes von gasförmigen oder gelösten Stoffen. Dies 

kann frei oder durch eine permeable Wand hindurch geschehen.

- ist ein finanzmathematischer Umrechnungsfaktor zur Wertbestimmung von Kosten nach 

dem Bewertungsstichtag (Abzinsung).

- bezeichnet bautechnische Maßnahmen zur Reduktion oder Verminderung der 

Schadstoffemission aus Altlasten, z. B. durch Dicht-,  Schlitz- oder Schmalwände. 

Bodenbelastungen oder 

schädliche Bodenverän-

derungen (SBV)

Bodenfunktion

Bodenluft- oder  

Gasabsaugung

Bodenrichtwert

Bodenschutz- und  

Altlastenkataster

Bodenwert

Brachflächen

Dekontamination

D e t a i l u n t e r s u ch u n g 

(DU) 

Diffusion

Diskontierungsfaktor

Einkapselung
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- bezeichnet die bei einem simulierten Laborauslaugtest mit Wasser gewonnene Lösung. 

Beispielsweise wird bei Bodenkontaminationen unter definierten Bedingungen ermittelt, 

wie groß die Menge an wasserlöslichen Verbindungen ist.

- Abbruchmaterial daraus darf wegen darin enthaltenen oder vermuteten Schadstoffen nicht 

unkontrolliert abgelagert oder beseitigt werden.

- dürfen wegen darin enthaltenen oder vermuteten Schadstoffen nicht unkontrolliert abge-

lagert oder beseitigt werden.

- errechnet sich aus der Jahresrohmiete abzüglich Bewirtschaftungskosten und einem Ver-

vielfältigungsfaktor.

- beschreibt im Altlastenbereich die Art und Weise des Kontaktes eines Organismus oder 

Schutzgutes mit einem Schadstoff.

- kann erfolgen, wenn mit angemessenen Mitteln über einen Gefahrverdacht nicht entschie-

den werden kann oder nach durchgeführten Sanierungen zur Beurteilung des Sanierungs-

erfolgs.

- ist die Umnutzung von land- und forstwirtschaftlichen Flächen für Siedlungs - und Ver-

kehrszwecke. Syn.: Flächenverbrauch

- wird von der Gemeinde aufgestellt und legt eine Grobeinteilung möglicher Nutzungen 

fest.

- ist die Wiedernutzbarmachung von brach liegenden oder unter ihrem Wert genutzten 

Flächen. à (Flächenrevitalisierung) 

à Flächenrecycling

à Flächeninanspruchnahme 

- liegt vor, wenn mit hinreichender Wahrscheinlichkeit davon auszugehen ist, dass bei un-

gehindertem Geschehensablauf in absehbarer Zeit, d. h. sofort oder später, ein Schaden an 

den Schutzgütern oder der öffentlichen Sicherheit und Ordnung eintritt.

- Altablagerungen oder Altstandorte, sofern von ihnen Gefahren für Schutzgüter ausgehen.

- liegt vor, wenn Zweifel am Vorhandensein einer Gefahr verbleiben und gleichzeitig An-

haltspunkte für deren Vorliegen gegeben sind. à Gefährdung

- ist die Möglichkeit beziehungsweise das Risiko der Schädigung eines Schutzgutes durch 

einen à Gefahrenherd.

Eluat

Entsorgungsrelevante 

Bausubstanz

Entsorgungsrelevante  

Bodenaushubmassen

Ertragswert

Exposition

Fachtechnische Kontrolle 

(K)

Flächeninanspruchnahme

Flächennutzungsplan

 Flächenrecycling

Flächenrevitalisierung

Flächenverbrauch

Gefahr

Gefahrenherd

Gefahrverdacht

Gefährdung
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Gefahrverdächtige  

Flächen

Gefahrverdachtsunter-

suchung (GVU)

Gefährdungsabschätzung

geogen

Gerberei

Geringfügigkeitsschwelle

Gewässerverunreinigung

Grundstückssachver- 

ständige

Grundwasserbe- 

schaffenheit

Gutachterausschuss

Handlungsstörer

Historische Erhebung 

oder historische  

Erfassung

Historische Unter-

suchung

- sind Flächen, bei denen das Vorliegen bestimmter Tatsachen nach der Lebenserfahrung den 

Schluss auf eine mögliche Gefahr der öffentlichen Sicherheit zulässt. 

- sind Untersuchungen zur Feststellung, ob konkrete Anhaltspunkte für den hinreichenden 

Verdacht einer Altlast bestehen. Häufig wird der Begriff GVU im Zusammenhang mit einer 

Amtsermittlung verwendet. Technisch entspricht die GVU der à Orientierenden Untersu-

chung (OU). 

- ist ein zusammenfassender Begriff für die Gesamtheit der Untersuchungen und Beurteilun-

gen, die notwendig sind, um die Gefahrenlage bei einer einzelnen Altlast(-Verdachts)-Fläche 

oder die Gefährdung von Schutzgütern durch eine altlastverdächtige Fläche, abschließend 

zu klären.

- bezieht sich auf natürliche Eigenschaften des Bodens ohne menschliche Einwirkung. 

- In ihr wird Tierhaut zu Leder verarbeitet.

- bildet die Grenze zwischen einer geringfügigen Veränderung und einer schädlichen Verun-

reinigung des Grundwassers

- liegt vor, wenn im Gewässer (Oberflächengewässer oder Grundwasser) die à Geringfügig-

keitsschwelle überschritten wird. Die Gewässerverunreinigung ist ein Straftatbestand des 

deutschen Strafrechts. 

– sind Sachverständige für die Bewertung von bebauten und unbebauten Grundstücken, 

Standortentwickler, Städteplaner, Architekten u. ä. 

- bezeichnet den Gewässerzustand durch physikalische, chemische und biologische Para-

meter.

- wird bei den Verwaltungsorganen von Städten, Landkreisen und größeren Kommunen 

gebildet und erstatten Gutachten über den Verkehrswert von bebauten oder unbebauten 

Grundstücken (Immobilien).

- ist die natürliche oder juristische Person, die durch ihr Verhalten eine Gefahr für die 

 öffentliche Sicherheit verursacht oder verursacht hat. 

- ist die flächendeckende Erfassung altlastverdächtiger Flächen.

- ist die standortspezifische Erfassung und Auswertung der über eine altlastverdächtige Flä-

che in schriftlichen Quellen, Karten und Luftbildern sowie aus Befragungen vorliegenden 

Daten, Tatsachen und Erkenntnissen, über die frühere und gegenwärtige Nutzung.
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Hydraulische Sanierung

Immissionen

Inanspruchnahme

Inanspruchnahmerisiko

Investitionsrisiko

Investitionsrisiko und 

Nutzbarkeitsrisiko

Kapitalisierungszinssatz

Kontaminierte Flächen

Konversionsflächen

Leichtflüchtige chlorier-

te Kohlenwasserstoffe 

(LCKW)

- charakterisiert Sanierungsmethoden, bei der kontaminiertes Grundwasser gefördert, be-

handelt und geordnet abgeleitet wirdà Syn. pump-and-treat.

- sind auf Menschen, Tiere und Schutzgüter einwirkende Verunreinigungen, Geräusche, 

Erschütterungen, Licht, Wärme, Strahlen und ähnliche Einwirkungen.

- ist die Durchsetzung der Pflicht zur Finanzierung einer aus öffentlich-rechtlichen oder 

zivilrechtlichen Normen anzuordnenden oder anderweitig durchsetzbaren Maßnahme zur 

Behandlung, Abwehr, Vorsorge oder Sanierung (bzw. in diesem Zusammenhang stehenden 

zivilrechtlichen Verpflichtungen) z. B. auf Grund

der Vorsorge-/Abwehrmaßnahmenpflicht ��

der Sanierungspflicht ��

der Abfallentledigungspflicht ��

der Wertausgleichspflicht ��

der Arbeits-/Gesundheitsschutzpflicht ��

- ist das Risiko für Mehrkosten als Folge der gesetzlichen Verpflichtung zur Gefahrenabwehr 

oder Befriedigung von Schadensersatz  oder Beseitigungsansprüchen basierend auf dem 

Privatrecht.

– ist das Risiko für Mehrkosten auf Grund von Umweltschutzverpflichtungen im Zusam-

menhang mit der künftigen Nutzung.

- für ökologische Belastungen sind Folgekostenrisiken. Sie entstehen durch potenzielle 

Behebungspflichten (Pflichten aus Genehmigungsverfahren) auf Grund ökologischer Be-

lastungen.

- ist ein (angenommener oder ermittelter) Zinssatz, mit dem die künftig erzielbaren nach-

haltigen Reinerträge eines Grundstückes auf den Zeitraum ihrer angenommenen Zahlung 

zur Feststellung des Barwertes (Gegenwartswert als Rentenbarwert) diskontiert werden. 

Für die Verkehrswertermittlung wird der Kapitalisierungszins aus dem aktuellen Marktge-

schehen abgeleitet.

- sind Altlasten und schädliche Bodenveränderungen nach BBodSchG einschließlich darauf 

vorhandener kontaminierter Bausubstanz. 

- Militärische Liegenschaften, die in absehbarer Zeit für eine zivile Nutzung zur Verfügung 

stehen.

- wurden früher insbesondere in chemischen Reinigungen und metallverarbeitenden Be-

trieben als Reinigungs- und Entfettungsmittel eingesetzt. LCKW sind leicht flüchtig, gering 

wasserlöslich, und relativ langsam mikrobiologisch abbaubar. Beim Menschen können sie 

gesundheitliche Schäden hervorrufen. 
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Liegenschaftszinssatz

Marktwert

Merkantiler Minderwert

Milzbrand

Mineralölkohlenwasser-

stoffe (MKW)

Naturflächen

Nutzbarkeitsrisiko

Nutzungsbe- 

schränkungen 

Nutzungswert

Orientierende  

Untersuchung (OU)

Ökologische Lasten

Ökosystem

- charakterisiert die Verzinsung einer Immobilie. Die Höhe hängt von der aktuellen Markt-

lage ab und kann vom Gutachterausschuss angegeben werden.

à Verkehrswert

- ist ein verkehrsmäßiger Minderwert, der nach einer Mängelbeseitigung verbleiben kann. 

Er wird damit begründet, dass eine nach dem Stand der Technik sanierte Altlast im Falle 

eines Verkaufs einen geringeren Erlös erzielen kann, als eine Fläche in gleicher Lage ohne 

Altlastenvorgeschichte. 

- ist eine von Haustieren auf den Menschen übertragbare gefährliche Infektionskrankheit. 

Die Sporen des Milzbrandes können unter günstigen Umständen Jahrhunderte überleben 

- sind Gemische organischer Verbindungen von Kohlenwasserstoff und Wasserstoff, die in 

der Natur vor allem in Mineralöl und Erdgas vorkommen. Vielfach verbreitet sind sie als 

Kraft-, Heiz- und Schmierstoffe, aber auch als Grundstoffe der Petrochemie. Einzelne MKW 

sind gut wasserlöslich und gut mikrobiologisch abbaubar. MKW können gesundheitsschäd-

lich sein und vor allem den Geschmack von Trinkwasser schon in geringer Konzentration 

beeinträchtigen.

- sind weitgehend oder vollständig naturbelassene Flächen, wie Flächen der Land- und 

Forstwirtschaft oder Natur- und Landschaftsschutzgebiete.

- ist das Risiko der eingeschränkten Nutzbarkeit eines  Grundstücks wegen verfügter Schutz- 

und Beschränkungsmaßnahmen der zuständigen Behörde zum Schutz vor Gefahren durch 

Schadstoffbelastungen. 

à Schutz- und Beschränkungsmaßnahmen

- ist der maximale Betrag, der durch fortgesetztes Eigentum und endgültiger Nutzung der 

Immobilie erzielt werden kann. Der N. darf nicht mit dem Marktwert bei fortbestehender 

Nutzung verwechselt werden, der eine marktbezogene Bewertung von Grundvermögen 

unter besonderen Annahmen darstellt.

- Örtliche Untersuchungen, insbesondere Messungen, auf der Grundlage der Ergebnisse der 

Erfassung zum Zweck der Feststellung, ob der Verdacht einer schädlichen Bodenverände-

rung oder Altlast ausgeräumt ist oder ein hinreichender Verdacht im Sinne von § 9 Abs. 2 

Satz 1 des BBodSchG besteht. à Amtsermittlung.

à vornutzungsbedingte ökologische Lasten.

- ist die aus Organismen und unbelebter Umwelt bestehende natürliche Einheit, die durch 

deren Wechselwirkung ein gleich bleibendes System bildet. 
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Polyzyklische aromati-

sche Kohlenwasserstoffe 

(PAK)

Raumplanung

Revitalisierung

Sanierungen

Sanierungsuntersuchung 

(SU)

Sanierungsziel

Sanierungszielwert

Schadensherd

Schädliche Bausubstanz

Schädliche Boden- 

veränderungen

Schadstoffaustrag

Schadstoffbedingte  

Lasten des Grundstücks

- sind eine Stoffgruppe mit mehreren hundert Einzelverbindungen. PAK entstehen z. B. bei 

der unvollständigen Verbrennung oder Verschwelung. PAK kommen überall in der Umwelt 

vor, auch in geräucherten, gegrillten und gebratenen Fleischprodukten oder Tabakrauch. 

Einige PAK werden industriell produziert, z. B. als Ausgangsmaterial für die Herstellung von 

Kunststoffen, Konservierungsmitteln und Pestiziden. In die Umwelt gelangen PAK unter 

anderem aus Autoabgasen, Ruß und Teer. Nur ein Teil der PAK sind wasserlöslich und mi-

krobiologisch abbaubar, sehr viele sind wasserunlöslich und nicht mikrobiologisch abbaubar. 

Die Gesundheitsschädlichkeit von PAK ist einzelstoffabhängig unterschiedlich. 

- ist der Sammelbegriff von Landes-, Regional- und Bauleitplanung.

- sinnvolle Umnutzung von brachgefallenen oder unter ihrem Wert genutzten Flächen  

à Flächenrecycling

- sind Maßnahmen 

zur Beseitigung oder Verminderung der Schadstoffe (�� à Dekontamination),

die eine Ausbreitung von Schadstoffen langfristig verhindern oder vermindern, ohne ��

die Schadstoffe zu beseitigen (à Sicherung), 

zur Beseitigung oder Verminderung schädlicher Veränderungen der physikalischen, ��

chemischen oder biologischen Beschaffenheit des Bodens.

- Weitergehende Untersuchungen zur Prüfung, mit welchen Maßnahmen eine Sanierung 

erreicht werden kann, inwieweit Veränderungen des Bodens nach der Sanierung verbleiben 

und welche rechtlichen, organisatorischen und finanziellen Gegebenheiten für die Durch-

führung der Maßnahme von Bedeutung sind.

- ist der nach Abschluss der Sanierung zu erreichende Endzustand. Es wird von den Fachbe-

hörden festgelegt und im Sanierungsplan verankert. 

- konkretisiert ein verbal formuliertes Sanierungsziel als messbare Stoffkonzentration  

oder -fracht und erlaubt eine Kontrolle des Sanierungserfolges. 

à Schadstoffquelle

- gefährdet Nutzer und Nutzungen in erheblichem Maße. 

sind Beeinträchtigungen der Bodenfunktion, die geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nach-

teile oder erhebliche Belästigungen für den Einzelnen oder die Allgemeinheit herbeizu-

führen.

- ist der Schadstoffstrom, welcher die Schadstoffquelle verlässt (Emission).

- sind Belastungen des Untergrundes oder der Bausubstanz mit Schadstoffen, die zu er-

höhten Aufwendungen, Haftungen oder Risiken des Eigentümers, Besitzers, Pächters oder 

Inhabers der Sachherrschaft führen.
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- ist eine Minderung des Grundstückswerts durch Schadstoffkontaminationen.

à vornutzungsbedingte ökologische Lasten

- sind Stoffe und Zubereitungen, die auf Grund ihrer Gesundheitsschädlichkeit, ihrer Lang-

lebigkeit oder Bioverfügbarkeit im Boden oder auf Grund anderer Eigenschaften und ihrer 

Konzentration geeignet sind, den Boden in seinen Funktionen zu schädigen oder sonstige 

Gefahren hervorzurufen.

- ist der Bereich mobiler und residual gesättigter Schadstoffphasen sowie die in der Boden-

matrix der ungesättigten und gesättigten Zone festgelegten Schadstoffe. à Syn. Schadens-

herd

- ist der Prozess der gerichteten Schadstoffausbreitung infolge verschiedener Transport-

phänomene. 

- sind sonstige Maßnahmen, die Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigun-

gen für den Einzelnen oder die Allgemeinheit verhindern oder vermindern, insbesondere 

Nutzungsbeschränkungen. Meist bedeuten sie eine Einschränkung der Nutzung. Beispiele 

sind der baulichen oder zweckgebundenen Nutzung, Verbot des Zutritts, Untersagung der 

Nutzung von Grund  und Oberflächenwasser für Trinkwasser oder den allgemeinen Ge-

brauch, oberflächliche Abdichtungen oder Abdeckungen. 

- ist der Oberbegriff für alle unter gesetzlichen Schutz gestellten Sachen und Werte, wie 

Menschen, menschliche Gesundheit, Tiere, Boden und Gewässer.

- sind technische oder administrative Maßnahmen, die eine Gefährdung der Schutzgü-

ter durch Schadstoffe langfristig verhindern oder ausreichend vermindern, ohne sie zu  

beseitigen.

- Abschätzung der von einer Verdachtsfläche, altlastverdächtigen Fläche, schädlichen Bo-

denveränderung oder Altlast ausgehenden oder in überschaubarer Zukunft zu erwartenden 

Schadstoffmenge über das Sickerwasser in das Grundwasser, unter Berücksichtigung von 

Konzentration und Frachten und bezogen auf den Übergangsbereich von der ungesättigten 

zur wassergesättigten Zone.

- ist eine für Wohnen urbar gemachte Fläche einschließlich der damit in räumlichem 

Zusammenhang stehenden Parkanlagen, öffentlichem und privatem Grün und sonstigen 

unbefestigten Flächen.

- Einrichtung zur unschädlichen Beseitigung von verendeten oder notgetöteten Tieren, 

Tierkörperteile oder sonstiger gefährlicher tierischer Abfallprodukte. 

Schadstoffbedingte  

Wertminderung

Schadstoffbelastung

Schadstoffe

Schadstoffquelle

Schadstofftransport

Schutz- und Beschrän-

kungsmaßnahmen 

Schutzgüter

Sicherungen

Sickerwasserprognose

Siedlungsfläche

Tierkörperbeseitigungs-

anstalt
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- sind alle nicht zum natürlichen Boden oder Gewässer gehörenden Fremdstoffe, die nach 

Art und Konzentration negative Auswirkungen auf die Umwelt und die menschliche Ge-

sundheit haben können.

- ist die Feststellung von Ursache, Stoffart, Ausmaß und betroffene Bereiche von Kontami-

nationen als Grundlage für die Bewertung. Bei der Bearbeitung von Altlasten wird unter-

schieden zwischen à orientierender Untersuchung (OU), à Detailuntersuchung (DU) und 

à Sanierungsuntersuchung (SU).

- sind Flächen, für die Anhaltspunkte für schädliche Bodenveränderungen bestehen. Beim 

Vorliegen eines hinreichenden Verdachts, insbesondere beim Überschreiten von Prüfwer-

ten, kann die Behörde die notwendigen Untersuchungen zur Gefährdungsabschätzung 

(Detailuntersuchung - DU) anordnen.

- wird durch den Preis bestimmt, der im Zeitpunkt, auf den sich die Ermittlung bezieht, im 

gewöhnlichen Geschäftsverkehr nach den Eigenschaften, der sonstigen Beschaffenheit und 

der Lage des Grundstücks ohne Rücksicht auf ungewöhnliche oder persönliche Verhältnisse 

zu erzielen wäre. Syn. à Marktwert

- sind Eigenschaften eines bebauten oder unbebauten Grundstücks, die durch lokale hi-

storische Nutzung entstanden sind und in den wertrelevanten Geltungsbereich von Um-

weltgesetzen, wie BBodSchG, KrW-/AbfG, WHG, WG, BImSchG, BNatSchG oder der 

umweltschutzbezogenen Teile anderer Fachgesetzt, wie BBergG, BauGB, und deren unter-

gesetzliches Regelwerk fallen. Syn: - ökologische Lasten und Schadstoffbelastung

- ist die (grundwasserfreie) Zone oberhalb des Grundwasserspiegels

- ist die grundwasserführende Bodenzone.

- bezeichnet den Vorgang der Ermittlung eines verlässlichen monetären Werts eines Wirt-

schaftsgutes. Je nach Umfang und Zweck der Ermittlung wird beispielsweise unterschie-

den zwischen à Beleihungswert, à Bodenrichtwert, à Bodenwert, à Ertragswert oder  

àVerkehrswert.

- ist der durch den Auftraggeber festgelegte Zeitpunkt der Wertaussage. Der Stichtag kann 

mit dem Datum der Gutachte-nerstattung identisch sein oder vor diesem liegen.

- ist der mögliche oder tatsächliche Weg eines Schadstoffs von der Schadstoffquelle oder    

à  Kontaminationsherd bis zum Ort einer möglichen Wirkung auf ein  à Schutzgut.

- im Tiefbau versteht man darunter Maßnahmen zur Beherrschung des zustrebenden Was-

sers durch Grundwasserabsenkung, z. B. während des Betriebs einer Baugrube. 

Umweltgefährdende  

Stoffe 

Untersuchung

Verdachtsflächen

Verkehrswert

Vornutzungsbedingte 

ökologische Lasten

Wasserungesättigte  

Bodenzone

Wassergesättigte 

Bodenzone

Wertermittlung

Wertermittlungsstichtag

Wirkungspfad

Wasserhaltung
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- kann insbesondere dadurch beeinträchtigt werden, dass

die Gesundheit der Menschen gefährdet und ihr Wohlbefinden beeinträchtigt wird, ��

Gewässer, Boden und Nutzpflanzen schädlich beeinflusst,��

schädliche Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen oder Lärm herbeige-��

führt,

die Belange Naturschutzes und der Land-schaftspflege sowie des Städtebaus nicht ��

gewahrt oder

sonst die öffentliche Sicherheit und Ordnung gefährdet oder gestört werden.��

- sind der Eigentümer und der Inhaber der tatsächlichen Gewalt über eine Sache, wenn von 

dieser eine Gefahr ausgeht.

Wohl der Allgemeinheit

Zustandsstörer
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